
Kampf der Militarisierung heißt
Kampf dem Rassismus!
von Lia Malinovski,  aus der REVOLUTION Zeitung Mai 2026, 5 Minuten
Lesezeit

In  den  letzten  Jahren  ist  der  Rassismus  immer  weiter  angestiegen.  Seit
Jahren ist es nicht wegzudenken, dass die Politiker:innen von CDU, SPD,
Grünen und co. Rassistische Aussagen tätigen, um ihre Sozialkürzungen und
Angriffe auf die gesamte Arbeiter:innenklasse zu rechtfertigen. Dabei ist der
antimuslimische Rassismus – auch im Zuge des Genozids in Gaza – zu einem
zentralen Baustein rechter Politik geworden. Es ist kein Zufall,  dass jetzt
Grenzen geschlossen werden, die Abschiebepolitik ein neues Hoch erfährt,
Merz ungestraft Äußerungen zum „Stadtbild“ macht oder die Befugnisse von
Frontex  vergrößert  werden.  Genauso  ist  es  kein  Zufall,  dass  jetzt  die
Wehrpflicht kommt – beides hängt miteinander eng zusammen und ist auf die
Krise  des  Kapitalismus  zurückzuführen,  die  Nationalismus,  Chauvinismus
und  einen  verstärkten  Kampf  um die  Neuaufteilung  der  Welt  unter  die
imperialistischen Kernländer nötig macht.

Wo liegt der Zusammenhang?
Die Militarisierung basiert auf der Idee einer nationalen Einheit. Logisch,
denn sie ist zur Verteidigung der Nation gedacht, also muss diese Nation
auch einiges gemeinsam haben und einigermaßen Einheitlich sein. Dem steht
Migration diametral entgegen. Die Nation beruht auf den Grenzen zwischen
anderen  Nationen,  auf  der  Abgrenzung  (physisch  und  ideologisch)  von
anderen Nationen,  von der Abgrenzung zwischen dem „Inland“ und dem
„Ausland“, von „uns“ und „den anderen“. Offene Grenzen zerreißen dieses
Gebilde der Nation relativ schnell – gerade in Zeiten der Krise. Während sich
die kapitalistischen Staaten in Phasen relativer Stabilität erlauben können,
dass die Unterschiede zwischen den Nationen geringer werden, also durch
Migration  die  Bevölkerung  vermischt,  muss  zu  Krisenzeiten  dagegen
gearbeitet werden, um als Nation den anderen überlegen und im Inneren

https://onesolutionrevolution.de/kampf-der-militarisierung-heisst-kampf-dem-rassismus/
https://onesolutionrevolution.de/kampf-der-militarisierung-heisst-kampf-dem-rassismus/


stabil  zu  sein.  Diese  Abgrenzung  findet  nicht  nur  nach  außen  sondern
genauso  auch nach Innen statt  folgt  dabei  aber  der  selben Logik:  auch
Menschen innerhalb der Grenzen des deutschen Staates werden rassistsich
als „außerhalb“ der „deutschen Gesellschaft“ gebrandmarkt.

Um  also  die  Wehrpflicht  einführen  zu  können,  muss  gleichzeitig  der
Rassismus  weiter  ansteigen:  Die  „Verteidigung  des  Vaterlandes“  ist  nur
möglich, wenn es ein solches gibt und das klar von anderen zu unterscheiden
ist.  Einen  weiteren  Aspekt  findet  man  in  der  Kriegspropaganda  die  zur
Legitimation  für  verschiedene  Kriege,  Kriegsvorbereitungen  oder  die
Aufrüstung  an  sich  dient.

Dabei  dient  v.a.  Antimuslimischer  Rassismus,  spätestens  seit  den  frühen
2000ern  als  eine  Schlüsselideologie  für  die  meisten  westlichen
Imperialistischen Staaten, denn er Legitimierte ihre strategisch wichtigen
Kriege in Irak, Afghanistan oder Libyen. Auch heute spielt er eine wichtige
R o l l e  i n  d e r  U n t e r d r ü c k u n g  v o n  B e w e g u n g e n ,  w i e  d e r
Palästinasolidaritätsbewegung,  die  sich  gegen  die  „Staatsräson“  und  die
strategischen Ziele des deutschen Imperialismus stellt nach innen, sowie die
Unterstützung des Israelischen Genozids in Gaza und die Bombardements in
Libanon und Iran legitimiert. Allgemein findet im Imperialistischen Kampf
um die  Neuaufteilung  der  Welt  ein  Anstieg  des  Rassismus  gerade  ggü.
Menschen  statt  denen  Merkmale  des  jeweiligen  Imperialistischen
Konkurrenten oder Halbkolonialen Feind zugeschrieben werden, sei es reale
oder  vermutete  Herkunft,  Religion,  oder  andere  vollkommen Willkürliche
Zuschreibungen. Dies sehen wir auch in dem Anstieg von Antislawischen
Rassismus rund um die Imperialistsiche Invasion Russlands in die Ukraine, so
trifft dieser Rassismus eben auch u.a. Ukrainer:Innen oder Pol:Innen, was in
der rassistischen Logik gar keinen Widerspruch darstellt.

Kriegsproduktion
Nebenbei hat Rassismus auch eine andere, wichtige Funktion: Lohndumping
und  Spaltung  der  Arbeiter:innenklasse.  Die  sowieso  schlechte  Wirtschaft
sucht  aktuell  einen  Ausweg  in  der  Kriegsproduktion.  VW  hat  letztens
angekündigt, nun auch für den Iron Dome (Israels Luftverteidigungssystem)



produzieren  zu  wollen.  Mit  rassistischen  Vorstellungen  und  den
Möglichkeiten  von  Leiharbeit,  kann  der  Lohn  gedrückt  werden  und  die
Kapitalist:innen  Geld  sparen.  People  of  Colour  sollen  also  zeitgleich  für
Deutschland produzieren und die Löhne drücken, als „Dank“ dafür werden
sie  zusätzlich  aus  der  Gesellschaft  ausgegrenzt  und  müssen  vor
Abschiebungen Angst haben. Produzieren nicht für irgendwas, sondern für
die Tötung und Ermordung oft ihrer eigenen Familie in den Kriegsgebieten,
um die Deutschland mit anderen Imperialist:innen kämpft. Sei es Iran, wo
aus Deutschland heraus Drohnen gesteuert werden und offene Unterstützung
für die Ziele vom zionistisch-amerikanischen Angriff zum guten Ton gehört,
sei es Gaza, wo Deutschland der drittgrößte Waffenlieferant ist und selbst
Berichterstattung defacto mit dem Tod bestraft wird, sei es Sudan, wo auch
wieder  Waffen aus Deutschland geliefert  werden und zeitgleich niemand
drüber  redet.  PoC  sind  stärker  von  den  massiven  Kürzungen  und  dem
Sozialabbau  betroffen  und  werden  öfter  in  prekäre  Lebensrealitäten
gedrängt. Von den körperlichen Angriffen von Polizei, Staat und Nazis ganz
zu schweigen.

Antirassistischer Kampf gegen Krieg!
Als Bewegung gegen die Wehrpflicht und die Militarisierung müssen wir den
Zusammenhang  zwischen  Militarisierung  und  Rassismus  verstehen  und
beides  als  einen  gemeinsamen  Kampf  kämpfen.  Es  ist  unsere  Pflicht,
Organisationen von PoC und Migrant:innen auf unseren Streiks eine Bühne
zu  bieten,  aktiv  einbinden  und  Kämpfe  gegen  Abschiebungen,  gegen
Rassismus  aktiv  und  direkt  unterstützen.  Die  Schulkomitees  und
Streikkomitees  müssen  Anlaufstellen  für  Rassismusbetroffene  sein,  wo
gemeinsam Diskutiert  wird,  wie  der  alltägliche Rassismus in  Schule  und
Gesellschaft bekämpft wird. Sie müssen ein Ort sein, an dem gemeinsam
gegen  Abschiebungen  aus  unseren  Schulen  oder  gegen  rassistische  und
koloniale Vorstellungen aus den Lehrbüchern gekämpft wird.

Wenn  wir  uns  selbst  ernst  nehmen  wollen  als  Bewegung  gegen  die
Wehrpflicht,  dann  müssen  wir  eine  internationalistische  Perspektive
einnehmen. Wir dürfen nicht in das Schweigen zu Gaza einstimmen, sondern



müssen deutlich und laut für ein freies Palästina und gegen die deutsche
Mittäter:innenschaft sein. Wir müssen die imperialistischen Ambitionen des
Westens als solche offenlegen und bekämpfen.

Für offene Grenzen und Staatsbürger:innenrechte für alle, dort wo sie leben!
Für  den Kampf  gegen alle  Abschiebungen,  Abschiebegefängnisse  und die
Abschottungspolitik der EU und Deutschlands!
Kampf der Wehrpflicht heißt Kampf der Aufrüstung! Kein Cent, kein Mensch
dem Militarismus, für die Abschaffung der Bundeswehr!
Keine Unterstützung Israels! Hands off Iran! Für nationale Selbstbestimmung
der unterdrückten Nationen! Für das Recht auf freie Meinungsäußerung zu
Gaza, stopp der Sanktionen gegen Hüseyin Dogru!
Für  den  Aufbau  von  demokratischen  Selbstverteidigungsstrukturen  in
Stadtteilen, Betrieben und Schulen gegen die rassistischen Angriffe von Staat,
Polizei und Nazis!
Für  den  Aufbau  von  Antidiskriminierungsstellen  in  unseren  Schulen,  die
unabhängig  von  Schul le i tung  und  der  Schüler : innenschaft
rechenschaftspflichtig  sind!

Warum  braucht  die
Schulstreikbewegung
Internationalismus  und
welchen?
von Yorick F., aus der REVOLUTION Zeitung Mai 2026, 5 Minuten Lesezeit

„Hoch die internationale Solidarität!“ – Diese Parole hört man immer wieder
auf  Demonstrationen  gegen  Krieg  und  Aufrüstung,  so  auch  auf  den
Schulstreiks gegen die Wehrpflicht. Und das ist auch richtig so! Es ist aber
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an der Zeit zu fragen, was diese Parole eigentlich praktisch bedeuten soll. Es
fällt  nämlich auf,  dass diese internationale Solidarität leider vor allem in
Worten haften bleibt. Es ist notwendig, dass wir, neben anderen Fragen, als
Bewegung v.a. Diskutieren wie wir diese Internationale Solidarität praktisch
schaffen können und wie diese zu einer tatsächlichen internationalistischen
Praxis werden kann.

Warum Internationalismus?
Die  Antwort  warum  wir  als  Schüler:Innen  unseren  Kampf  auch
internationalistisch führen müssen ist recht einfach: weil die Militarisierung
genauso international stattfindet und weil wir kein Vaterland haben. Was
heißt das? Dass wir kein Vaterland haben, bedeutet in erster Linie, dass
unsere Interessen als Jugend nicht die spezifischen Interessen der Deutschen
Jugend  sind  sondern  die  der  Jugend  International  und  dass  wir  nur
international  für  diese  Interessen  Kämpfen  können.  Ganz  praktisch  am
Beispiel  der  Wehrpflicht  zeigt  sich  das  an  Personen  mit  doppelter
Staatsbürger:Innenschaft: Für sie kann es zwar schön und gut sein, wenn sie
nicht in Deutschland eingezogen werden, das bringt ihnen nur leider selbst
herzlich  wenig,  wenn sie  stattdessen für  einen anderen Staat  und seine
Interessen an der Front verheizt werden. Gleichzeitig muss es in erster Linie
ja  nicht  nur  darum  gehen,  die  Waffen  niederzulegen,  sondern  sie
umzudrehen auf diejenigen, die uns in den Krieg schicken wollen. Wirklich
erfolgreich kann das nur sein, wenn Bewegungen gegen Militarisierung aus
verschiedenen  Staaten  nicht  nur  abstrakt  in  Solidarität  miteinander
Kämpfen, sondern ihre Kämpfe aktiv miteinander koordinieren. Ein Ort, an
dem die Herrschenden über Krieg und Militarisierung abstimmen werden,
wird der diesjährige G7 Gipfel in Frankreich sein. Dort werden sich Staaten
Treffen, welche im imperialistischen Kampf um die Neuaufteilung der Welt
führend  sind  und  ihre  Interessen  miteinander  abstimmen  und  konkrete
Schritte planen, wie sie in den nächsten Jahren gegen ihre Imperialistischen
Rival:Innen vorgehen wollen. Einen so gut international abgestimmten Plan
hat die Schulstreikbewegung aktuell nicht. So gut, wie der G7 organisiert ist
wäre dies aber bitter notwendig!



Gleichzeitig fährt eines der größten humanitären Projekte unserer Zeit über
das  Mittelmeer  und  gibt  zumindest  Aufmerksamkeit  und  einen  Funken
Hoffnung für den Genozid in Gaza: die Global Sumud Flottilla. Die Flotilla
letztes  Jahr  wurde  von  der  Israelischen  Armee  angegriffen  und  ihre
Besatzung  teilweise  brutal  Gefoltert.  Auch,  wenn  wir  es  natürlich  nicht
hoffen, ist auch dieses Mal ähnliches zu erwarten. Die Flotilla ist dabei in
erster  Linie  eine  humanitäre  Mission.  Es  liegt  an uns,  sie  hier  politisch
innerhalb  der  Schulstreik-bewegung  zu  nutzen,  um  auf  den  weiterhin
andauernden Genozid in Gaza und die mörderischen Kriege Israels und der
USA im Iran,  Libanon und sonstwo aufmerksam zu machen. Wir müssen
unsere Streikbewegung

ausweiten und nicht nur zur Wehrpflicht, welche uns selbst betrifft, sondern
auch  zu  Militarisierung  und  Krieg  weltweit  Politik  an  unserer  Schule
machen! Auch wenn es in der Schulstreikbewegung „in erster Linie um die
Wehrpflicht  geht“  können wir  zum einen auch in  unseren Schulen nicht
schweigen,  wenn  Bomben  auf  Schulen  und  Menschen  Fallen  und  zum
anderen sind diese Kriege genauso Teil des Kampfes um die Neuaufteilung
der Welt, wie es die wiedereinführung der Wehrpflicht ist. Mehr noch: diese
Kriege sind ein Vorgeschmack auf das, was weltweit zur Norm wird: die
Durchsetzung  imperialistsicher  Interessen  mit  immer  barbarischeren  den
Mitteln.  Wir  müssen  jetzt  Widerstand  dagegen  organisieren  und  unsere
Streiks auch gegen jegliche deutsche Unterstützung für die Bombardements
in Palästina, Iran oder Libanon richten.

Und wie?
Internationale Solidarität ist an sich eine gute Sache. Wir müssen aber die
Frage stellen, ob es reicht, internationale Solidarität zu zeigen und inwieweit
wir die Aufgabe einer internationalen Organisierung aufwerfen müssen.

Wie oben gezeigt, läuft die Militarisierung nicht nur im Nationalen Rahmen
ab sondern wird international geplant und koordiniert, vor allem aber auch in
Konkurrenz zueinander, besonders zwischen den imperialistischen Staaten.
Mit unserem Kampf gegen die deutschen Kriegsbemühungen kämpfen wir
aktiv  für  eine  Niederlage  des  deutschen  Imperialismus  in  der



innerimperialistischen Auseinandersetzung um die Neuaufteilung der Welt,
sei es kriegerisch oder nicht. Das muss uns klar sein und ist nichts, wovor wir
zurückschrecken dürfen. Nicht nur, dass wir diesen Staat nicht verteidigen
wollen, wir wollen ihn fallen sehen. Dies jedoch nicht, weil wir irgendeinen
anderen kapitalistischen oder imperialistischen Staat bevorzugen, sondern
weil wir der kapitalistsichen Herrschaft weltweit ein Ende Setzen wollen.
Daraus ergibt sich für den Internationalismus, den der Schulstreik gegen die
Wehrpflicht braucht zwei Aspekte:

1. Gegen den Campismus – Kein Vertrauen in andere Kapitalistische Staaten!
– Dass wir den Fall unseres eigenen Unterdrückers, in Form des deutschen
Staates  erkämpfen  wollen,  darf  nicht  bedeuten,  dass  wir  den
Unterdrücker:Innen  unserer  Klassen-geschwistern  weltweit  irgendeine
politische  Unterstützung  zukommen  lassen  können,  ob  imperialistische
Staaten  wie  Russland  oder  China  oder  halbkoloniale  Staaten  wie  den  Iran.

2. Internationalismus braucht internationale Organisierung – Es reicht nicht,
dass wir internationale Solidarität zeigen und einfach nur sagen, dass wir
andere Internationale Kämpfe gut und unterstützenswert finden, wir müssen
das auch praktisch zeigen: es braucht eine internationale Koordinierung der
Verschiedenen nationalen Kämpfe gegen Wehrpflicht und Militarisierung, es
braucht Internationale gemeinsame Aktionen und letztlich eine internationale
Organisation,  die  die  Kämpfe  vom  Standpunkt  der  sozialistischen
Weltrevolution aus betrachtet: eine neue Jugendinternationale nach Vorbild
der kommunistischen Jugendinternationale nach dem ersten Weltkrieg. Um
dahin zukommen braucht es gerade in erster Linie Debatte auf nationaler
und  internationaler  Ebene  über  Charakter  und  Hintergrund  der
Militarisierung und die  Strategien  dagegen;  dafür  soll  diese  Zeitung ein
Beitrag sein. Zudem organisieren wir ein internationales Jugendforum gegen
Militarisierung auf unserem Sommercamp vom 18. Bis 23. August, wo wir
diese  Fragen  mit  verschiedenen  Jugendorganisationen  aus  Europa
diskutieren wollen – wenn ihr mit uns diskutieren oder – noch besser – mit
uns aktiv werden wollt, dann schreibt uns gerne an und kommt vorbei!



Wie  kämpfen  wir  gegen  die
Wehrpflicht?
von Brokkoli Bittner, aus der REVOLUTION Zeitung von Mai 2026, 7 Minuten
Lesezeit

Panzer auf Zügen in Mecklenburg-Vorpommern. Bundeswehrsoldaten aufm
Ku’damm. Kampfjets am Himmel Sachsens. Bundestag bereitet Wehrpflicht
vor.  Deutschland rüstet  auf.  Diese  Aufrüstung heißt  für  uns  Jugendliche
einen Frontalangriff. Länger als 3 Monate ins Ausland? Nur mit Erlaubnis der
Bundeswehr.  Nach  der  Schule  nochmal  für  die  Bundeswehr  andere
Jugendliche töten. In der Schule nicht mehr versuchen, Physik zu verstehen,
sondern von Jugendoffizieren genervt werden. Und wenn dann selbst der
Döner in Bundeswehr-Werbung eingepackt ist, wundert es nicht, dass 55.000
Jugendliche am 5. März zum zweiten Mal gegen die Wehrpflicht auf der
Straße waren.

Dass all das jetzt passiert, ist kein Zufall. Aufrüstung ist nicht das Ergebnis
von  Merz’  schlechtem  Geschichtsunterricht.  Sie  ist  im  Kapitalismus
notwendig, denn Kapitalist:innen müssen, um ihre Konkurrenz zu schlagen,
ständig neue Märkte erobern. Wenn die nationale Konkurrenz verdrängt ist
und sich Monopole bilden, geht der Kampf um Märkte auf internationaler
Ebene weiter.  Und die Staaten setzten hier das Interesse der nationalen
Monopole um. Märkte werden aber nicht mit einer Runde Schere, Stein,
Papier aufgeteilt, sondern mit blanker Gewalt und Krieg. Doch selbst wenn
jeder Zentimeter Land unter den Kapitalisten aufgeteilt  ist,  gibt es keine
Ruhe. Denn andauernd wird um die Gebiete gekämpft und es kommt zu einer
Neuaufteilung der Welt. Aufrüstung ist die Konsequenz aus dem Kampf um
die Neuaufteilung der Welt. Denn wenn der wirtschaftliche Wettkampf nicht
mehr ausreicht, muss der Markt durch rohe Gewalt erobert werden.
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Der deutsche Imperialismus befindet sich in einer Krise. Bis zum Ausbruch
des  Ukrainekriegs  hat  der  deutsche  Imperialismus  davon  profitiert,  sich
zwischen Russland  und den  USA aufzuhalten.  Billiges  Gas  aus  Russland
kaufen, aber mit den USA in der NATO sein, um sich gegen Russland zu
verteidigen.  Als  der  Ukrainekrieg  ausbrach  und  sich  die  Blockbildung
verschärfte, kappte Deutschland Verbindungen zu Russland und positionierte
sich  klar  im  westlichen  Block.  Das  Pendeln,  wovon  der  deutsche
Imperialismus  profitierte,  war  nicht  mehr  möglich.  Deutschland  als
Exportnation erlebte auch einen großen Verlust durch Trumps Zollpolitik.
Und  die  schwächelnde  Autoindustrie  hilft  Deutschland  nicht  bei  einer
Stabilisierung. Deutschlands wirtschaftliche stärke reicht nicht mehr, um die
eigenen Einflussgebiete zu verteidigen. Was also folgt, ist die Militarisierung,
die wir jetzt erleben. Sie ist Ausdruck der Krise des deutschen Imperialismus.

Wenn wir also die Wehrpflicht verhindern wollen, müssen wir auch gegen
Kapitalismus kämpfen. Denn wie oben erklärt muss im Kapitalismus immer
aufgerüstet werden. Doch nur abstrakt zu betonen, dass die Aufrüstung aus
dem  Kapitalismus  kommt,  bringt  uns  auch  nichts.  Wir  müssen  diesen
Zusammenhang konkret in unseren Kampf einfließen lassen. Indem wir zum
Beispiel den DGB auffordern, gemeinsam mit uns Schüler:innen gegen die
Wehrpflicht zu streiken. Denn es sind die VW-Chefetage, die Rheinmetall-
Bosse und Lidl-Erben, die an unserem Sterben verdienen. Wir müssen also
diese angreifen, um die Wehrpflicht zu verhindern. Dieser Angriff muss ein
Streik des DGB gegen ihre Kriege sein. Denn auch die Arbeiter:innen im DGB
haben kein Interesse daran, dass Deutschlands Interessen mit Gewalt und
Mord in der Welt durchgesetzt werden. Die Verbindung unseres Streiks ist
notwendig,  um  die  Wehrpflicht  zu  stoppen.  Für  die  Arbeiter:innen  in
Deutschland wird  die  Aufrüstung auch in  ihrem Arbeitsalltag  sichtbarer,
wenn  Straßenbahnfahrer:innen  Bundeswehrwerbung  durch  die  Stadt
kutschieren und bei VW Panzer statt Autos produziert werden sollen. Die
Bildung und Produktion werden so langsam auf Aufrüstung umgestellt. Wir
sagen:  Wir  wollen  selbst  über  unsere  Bildung  und  über  das,  was  wir
produzieren, entscheiden!

Dass  Deutschland  seine  Interessen  mit  Gewalt  durchsetzt,  ist  nichts



Abstraktes und passiert schon jetzt täglich. Wenn Bomben in der Welt fallen,
steigt der DAX. Deutschland schützt aber auch mit der Unterstützung von
Kriegen  seine  Einflussgebiete.  Wenn  Deutschland  den  Genozid  in  Gaza
unterstützt  dann  geht  es  auch  darum  Israel  als  Vertreter  deutscher
Interessen  vor  Ort  zu  halten.

Wir  müssen  den  Kampf  gegen  die  Wehrpflicht  und  Krieg  als  eine
internationale Sache verstehen. Denn der Genozid in Gaza zeigt uns jetzt
schon, was deutsche Hochrüstung bedeutet. Die Bundeswehr arbeitet aktiv
mit der IDF zusammen. Man will voneinander lernen, heißt es. Für uns ist
klar, was das bedeutet: Die Bundeswehr beteiligt sich am Völkermord. Wir
müssen uns mit den unterdrückten Völkern auf dieser Welt solidarisieren, auf
die  wir  gezwungen  werden  sollen,  unsere  Waffe  zu  richten.  Denn  sie
versuchen, uns mit Rassismus und Kriegspropaganda klarzumachen, dass wir
Jugendlichen gegeneinander kämpfen sollen. Doch uns ist klar: Die Jugend
muss  international  zusammenhalten  gegen  ihre  Kriege.  Auch  weil  das
System, das für diese Kriege sorgt, ein internationales ist. Für uns heißt das:
nicht nur die Bundeswehr soll nicht an unsere Schulen, wir wollen dort auch
keine  israelischen  Botschafter  oder  andere  zionistische  Propaganda.  Das
Schulstreik gegen die Wehrpflicht Bündnis muss sich klar gegen den Genozid
in Gaza positionieren. Denn Krieg kann man nur international bekämpfen.
Viele unserer Mitschüler:innen waren schon gegen den Genozid in Gaza auf
der Straße. Auch ihnen müssen wir klar machen: Krieg beginnt hier. Wer
gegen den Genozid in Gaza ist, muss gegen die deutsche Hochrüstung sein.
Wer gegen die deutsche Hochrüstung ist, muss gegen den Genozid in Gaza
sein. Deshalb fordern wir die Schulstreikbewegung auf, an dem Tag, wo die
Global Sumud Flotilla angegriffen wird, zu streiken. Die Flotilla ist eins der
größten jnternationalen Projekte  um Israels  Blockade von Hilfsgütern zu
brechen. Schon bei den vergangenen Versuchen, die Blockade zu brechen,
wurde sie immer wieder abgefangen. Als Internationalisten müssen wir uns
solidarisch mit der Flotilla zeigen.

In der Bewegung gegen die Wehrpflicht sind auch die Rufe nach Pazifismus
laut. Das sehen wir auch in der Abschlussresolution vom Schulstreik gegen
die Wehrpflicht Bündnis. Dort wird „Verhandeln statt Schießen“ gefordert.



Eine Forderung, die so tut, als würde es der Jugend etwas nützen, wenn die
Herrschenden sich austauschen. Doch wir Jugendlichen merken Täglich, dass
die Herrschenden nicht in unserem Interesse handeln, und das werden sie
auch nicht, wenn sie mit anderen verhandeln. Wir dürfen auch nicht bei einer
abstrakten Gewaltfreiheit stehenbleiben, nur weil wir für Frieden sind. Denn
wir merken jetzt schon, wie der Staat gewaltsam unsere Bewegung angreift.
Wenn wir  verhaftet  werden für „Merz Leck Eier“ (wann jetzt  eigentlich)
Schilder.  Das ist  nur der Beginn ihrer  Repressionen.  Gegen die wir  uns
organisieren müssen. Und dabei dürfen wir nicht Gewalt ausschließen. Auch
international merken wir, dass Pazifismus keine Strategie für den Frieden
sein kann. Denn Jugendliche in Gaza müssen das Recht haben, militanten
Widerstand zu leisten, und wir müssen uns hier mit ihnen solidarisieren.
Statt  Verhandlungen  müssen  wir  Krieg  dem Krieg  fordern  und  für  den
Aufbau  von  Arbeiter:innenmilizen  kämpfen.  Denn  diese  können  uns
tatsächlich verteidigen gegen Gewalt vom Staat, militanten Nazis und der
Polizei.

Gegenmacht aufbauen
Wenn wir über Schulstreiks reden, müssen wir auch über die Organisierung
vor Ort reden. Denn das ist eine der wichtigsten Sachen zur Mobilisierung
aus Schulen.  Es  geht  nicht  nur  darum, einfach Flyer  vor  der  Schule  zu
verteilen, sondern Gegenmacht zu Organisieren. Gegenmacht heißt für uns,
wenn Schüler:innen die Macht an der Schule in Frage stellen und sich diese
durch Selbstorganisierung zurückholen. Konkret heißt das, nicht die Macht
der  Lehrkräfte  über  Unterrichtsplanung  hinzunehmen,  sondern  selbst  zu
entscheiden,  worüber  man  unterrichtet  werden  will,  zum  Beispiel
antimilitaristische Unterrichtsstunden. Doch Gegenmacht ist  nicht einfach
da, sie muss geschaffen werden. Das tun wir, indem wir die Probleme vor Ort
aufgreifen und mit unserem Streik verbinden. Also zum Beispiel konkrete
Auswirkungen  der  Aufrüstung  skandalisieren.  Und  das  mit  er  Frage  zu
verknüpfen:  Wem gehört  eigentlich  die  Schule?  Wer entscheidet,  wer  in
unsere Schulen darf, und warum entscheiden wir Schüler:innen das nicht
selbst? Es muss die Aufgabe der lokalen Streikkomitees sein, sich gezielt
Schulen in der eigenen Stadt rauszusuchen, wo man diese Fragen aufwerfen



will. Das Ziel muss sein, an jeder Schule einzelne Streikkomitees aufzubauen.
Die  Probleme  vor  Ort  sichtbar  machen,  sie  ins  aktuelle  Weltgeschehen
einordnen und lokale Lösungen vorschlagen.  Diese Komitees halten auch
Schüler:innen zwischen den Streiks aktiv, denn zur Schule muss man ja eh.
Dadurch werden unsere Mitschüler:innen nicht so schnell Demoralisiert. Weil
sie merken, dass wenn zwar die Politiker:innen nichts tun, sie trotzdem an
ihrer Schule was verändern können.

Wir fordern das Schulstreikbündnis auf:
– Die imperialistischen Angriffe auf den Iran zu verurteilen und den Kampf
gegen  die  Aufrüstung  international  zu  führen!  Solidarität  mit  dem
Widerstand  in  Palästina  und  Libanon!

– Auf der Nakba-Demo in Hamburg einen Schüler:innenblock zu organisieren
und bundesweit zum Aktionscamp und zur Demo anzureisen!

–  Am Tag,  wo  die  Flotilla  angegriffen  wird,  bundesweit  Schulstreiks  zu
organisieren!

– den DGB aufzurufen, sich an den Streiks zu beteiligen!

– An jeder Schule Schulstreikkomitees aufzubauen, die für Veränderung vor
Ort und den Aufbau von Gegenmacht kämpfen!

GEAS  und  Aufrüstung:  Zwei
Seiten derselben Medaille
von S. Rius und Sonti M., August 2026, 9 Minuten Lesezeit

Ende Juli durchbrachen mehrere zehntausend Geflüchtete die Grenze einer
Exklave  des  spanischen  Staates  auf  marokkanischem  Land.  Mittlerweile
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wurden die meisten von ihnen wieder brutal nach Marokko zurückgeschickt,
mindestens 70 von ihnen starben auf der Flucht. Die spanische Regierung
brüstet  sich  stolz  damit,  Migrant:innen  konsequent  am  Betreten
europäischen  Festlandes  gehindert  zu  haben  und  erhält  dabei  Applaus
diverser EU-Mitgliedsstaaten, so auch der BRD, welche dies als Anlass nimmt
noch barbarischere brutale Maßnahmen an EU-Außengrenzen zu fordern.
Dieser rassistische Massenmord zeigt sich wieder einmal als Realität in der
„Europäischen Demokratie“.

Es reiht sich ein in eine seit Jahren andauernde Aufrüstung der Europäischen
Außengrenzen – militärisch durch Mörderbanden wie Frontex oder rechtlich
durch rassistische Gesetzpakete wie GEAS. Sie sind eine Seite derselben
Medaille der allgemeinen Aufrüstung der EU und der BRD im Besonderen.

GEAS – Ein rassistisches Gesetzpaket
Die GEAS-Reformen (Gemeinsames Europäisches  Asylsystem) stellen eine
Neugestaltung der europäischen Asylpolitik dar. Diese wurden als Reaktion
auf  die  steigenden  Flucht-  und  Migrationsbewegungen  der  letzten  Jahre
beschlossen  und  sehen,  laut  Aussage  ihrer  Autor:innen,  vor  allem  eine
stärkere Kontrolle der EU-Außengrenzen, den „Bau von Grenzlagern“, die
„Beschleunigung  von  Asylverfahren“  sowie  die  „Verringerung  der
Sekundärmigration“ vor. Ziel der Reformen ist es nach offizieller Darstellung,
Asylverfahren effizienter zu gestalten und die Mitgliedstaaten zu entlasten.
Im Klartext heißt das in der Realität v.a. möglichst effektive Aussiebung,
welche  Migrant:innen  für  den  Arbeitsmarkt  brauchbar  sind  und  welche
brutal abgeschoben werden sollen, sowie das zur Hölle machen des Lebens
von Migrant:innen durch immer härtere Gewalt und Schikanen bis hin zu
oben genannten „Grenzlagern“.

Asylverfahren sollen zukünftig innerhalb von zwölf Wochen abgeschlossen
werden.  Bereits  an  den  EU-Außengrenzen  soll  durch  ein  sogenanntes
„Screening-Verfahren“ aussortiert werden, wer weiterkommt und wer nicht.
Hier wird vorausgewählt, wer ein „Grenzverfahren“ bekommt und wer im
Inland das Asylverfahren antreten darf. Deutschland möchte die Maßnahmen
zusätzlich mit sogenannten Sekundärmigrationszentren ergänzen. Dort sollen



Asylsuchende in  staatlichen Grenzlagern interniert  werden,  die  in  einem
anderen  Land  bereits  ein  Asylverfahren  durchlaufen  haben  und  in
Deutschland einen weiteren Antrag gestellt haben. Dafür wird unter anderem
die Eurodac-Datenbank erheblich ausgebaut. Neben Fingerabdrücken sollen
weitere biometrische Daten wie Gesichtsbilder gespeichert werden. Dadurch
sollen  Personen  schneller  identifiziert  und  ihre  Bewegungen  präziser
innerhalb  Europas  verfolgt  werden.

Diese  Reform  umgeht  schlicht  selbst  bürgerliche  Grund-  und
Verfassungsrechte, fördert massiv den Ausbau staatlicher Überwachung und
trägt  aktiv  zur  Erzeugung eines  künstlichen Feindbildes  bei,  welches  zu
erhöhtem Rassismus und der Entmenschlichung von Migrant:innen beiträgt,
um  die  gegenwärtige  Gewalt  als  „Verteidigung“  zu  rechtfertigen.  Eine
Politik, die es normalisiert, Migrant:innen aufgrund ihrer Herkunft an den
Grenzen zu misshandeln, uns Bilder von leidenden und frierenden Familien
an  den  Grenzen  „auszuhalten“  anmahnt,  Entrechtungen  mit
„Bauchschmerzen“  akzeptiert  oder  solidarische  Unterstützung  von
Geflüchteten  behindert  und  kriminalisiert,  schafft  gezielt  rassistische
Spaltung und Demütigung von Migrant:innen.  Dieses  Gesetzpaket  bedarf
natürlich  in  der  Durchsetzung  auch  einer  personellen  und  technischen
Aufrüstung der Abschiebebehörden v.a. an den EU-Außengrenzen.

Militarisierung: die andere Seite der Medaille
Während also die EU an den Außengrenzen aufrüstet, um eine möglichst
harte Abschottungspolitik durchzusetzen, rüsten auch ihre Mitgliedsstaaten
ihr  „konventionelles“  Militär  auf  und  schließen  milliardenschwere
Rüstungsdeals  ab.
In Deutschland zeigt sich diese Entwicklung besonders deutlich. Aufgrund
des  „Personalmangels“  bei  der  Bundeswehr  wurde  ein  neues
Wehrdienstmodell eingeführt. Männer, die nach dem 1. Januar 2008 geboren
wurden,  sollen  verpflichtend  gemustert  werden.  Reichen  die  freiwilligen
Bewerber  nicht  aus,  wird  über  eine  Wiedereinführung  der  Wehrpflicht
diskutiert.  Damit  soll  langfristig  sichergestellt  werden,  dass  genügend
Personal  für  die  Bundeswehr  zur  Verfügung  steht.



Doch nicht nur personell wird stark aufgerüstet:
In den letzten 10 Jahren sind die Militärausgaben in die Höhe geschnellt.
2020 erreichen die weltweiten Militärausgaben einen neuen Rekord:  laut
dem Stockholmer Friedensforschungsinstitut SIPRI liegen diese bei  1,981
Billionen Dollar, so viel wie noch nie. Der deutsche Verteidigungshaushalt
soll  bis  2029  auf  etwa  3,5  Prozent  des  Bruttoinlandsprodukts  steigen.
Zusätzlich stehen 100 Milliarden Euro aus dem Sondervermögen für  die
Bundeswehr zur Verfügung. Neben dem Ausbau der Bundeswehr werden
Gesetze  verändert,  um  die  Beschaffung  von  Rüstungsgütern  zu
beschleunigen. Dadurch profitiert hauptsächlich die Rüstungsindustrie, die
durch große Staatsaufträge und umfangreiche Investitionen hohe Gewinne
erzielt.

Wir wissen dabei: Diese Aufrüstung dient jedoch in erster Linie nicht dem
Schutz  der  Bevölkerung.  Stattdessen  soll  sie  die  politischen  und
wirtschaftlichen Interessen des Staates und dessen Bourgeoisie absichern.
Als Block im imperialistischen Kampf um die Neuaufteilung der Welt wird in
Sachen Abschottung und Aufrüstung an einem Strang gezogen, um das Bild
einer  geeinten  EU  zu  festigen.  Wie  alle  imperialistischen  Großmächte,
versucht auch die EU, ihre wirtschaftlichen und geopolitischen Interessen
stärker  abzusichern.  Militärische  Stärke  wird  dabei  zu  einem  immer
wichtigeren  Mittel,  um  die  eigenen  Interessen  durchzusetzen.

Abschottungspolitik und Militarisierung – wo
liegt der Zusammenhang?
Militarisierung  bedeutet  dabei  mehr  als  nur  eine  starke  Armee.  Sie
beschreibt  auch  die  zunehmende  Ausrichtung  der  Gesellschaft  auf
militärisches Denken und Handeln und einer Identifikation mit Staat und
Nation, Propagandesendungen der Bundeswehr wie die YouTube Sendung
„Generation Wehrdienst“, die gezielt Junge Menschen anspricht, sind dabei
ein  Mittel  staatlicher  Propaganda.  Die  Bevölkerung  soll  auf  mögliche
zukünftige Kriege vorbereitet und für diese mobilisiert werden. Dazu wird
häufig  die  Vorstellung  einer  „inneren  nationalen  Einheit“  oder  einer
gemeinsamen Nation betont, wodurch ein Gefühl der Zusammengehörigkeit



geschaffen werden soll.

Offene Grenzen widersprechen diesem ideologischen Gebilde der Nation –
gerade in Zeiten der Krise.  Während sich die kapitalistischen Staaten in
Phasen relativer Stabilität erlauben können, dass die Unterschiede zwischen
den  Nationen  geringer  werden  und  insb.  zur  Gewinnung  billiger
Arbeitskräfte gezielt Migrationsbewegungen gefördert werden können, muss
zu  Krisenzeiten  v.a.  ideologisch  dagegen  gearbeitet  werden.  Diese
Abgrenzung findet nicht nur nach außen, sondern genauso auch nach innen
statt.  Folgt  dabei  aber  derselben  Logik:  auch  Menschen  innerhalb  der
Grenzen  des  deutschen  Staates  werden  rassistisch  als  „außerhalb“  der
„deutschen Gesellschaft“ gebrandmarkt, Aussagen wie Merz Aussage zum
“Stadtbild” sind dafür exemplarisch. Genau hier kommen die GEAS ins Spiel.
Sie sind die gesetzliche Verankerung eben dieser rassistischen Propaganda
als mörderische Abschottungspolitik.

Neben dem Schaffen einer künstlichen nationalen Einheit hat der Rassismus
jedoch noch andere Funktionen, wie die Spaltung der Arbeiter:innenklasse.
Während die  EU massive Geldsummen in  Militarisierung steckt,  wird an
jeder Ecke gekürzt. Wir erleben aktuell den größten Generalangriff auf die
Arbeiterinnenklasse seit  der Agenda 2010.  Es ist  eine Zeit  des massiven
Klassenkampfes von oben, auf den es eine Antwort von unten braucht. Um
genau dies zu verhindern, wird die Spaltung der Klasse durch Rechtsruck
und dessen Auswirkungen vorangetrieben. Eine besonders große Rolle spielt
dabei der Rassismus, seit den frühen 2000ern besonders der antimuslimische
Rassismus.

Bundeswehr – progressiv und vielfältig?
Gleichzeitig  ist  der  Bundeswehr  ein  progressives  Image  und  ein
Wiederspiegeln der vielfältigen Gesellschaft wichtig, sodass eben jene sich
angemessen  repräsentiert  und  gesehen  fühlt,  was  wiederum  zu  mehr
Akzeptanz und Legitimität der Bundeswehr führen soll. So inszeniert sich die
Bundeswehr  als  querfreundlich  auf  CSDs  und  auf  auf  den  unzähligen
Werbeplakaten, die unsere Straßen „schmücken“ sind allen voran Frauen
und PoC zu sehen.



Immer wieder wird auch darüber diskutiert, ob nicht auch Menschen ohne
deutschen Pass in die Bundeswehr könnten – allerdings nicht aus Image-
Gründen. Zuletzt schlug der CDU-Abgeordnete Roderich Kiesewetter 2025
vor Migrant:innen die deutsche Staatsbürgerschaft zu geben, wenn sie ein
verpflichtendes Gesellschaftsjahr bei der Bundeswehr absolvieren. Und so,
wie  es  derzeit  mit  der  Rückmeldungsquote  auf  die  Musterungsbriefe
aussieht, ist es nicht unmöglich, dass diese Forderung in Zukunft mehr zu
hören sein wird. 2024 schrieb auch die Konrad-Adenauer-Stiftung in einem
Dokument: „Die Zulassung ausländischer Staatsbürger in die militärischen
Laufbahnen der Bundeswehr und die damit einhergehende Vergrößerung des
potentiellen Personalpools stellt eine mögliche Antwort auf die Personalnot
der  Streitkräfte  dar.“  Dass  es  aus  vielerlei  Hinsicht  problematisch  ist,
Menschen mit der in vielen Fällen lebensnotwendigen Staatsbürgerschaft zu
bestechen, ist mehr als offensichtlich.

Rassismus:  Instrument  der  Spaltung  und
Ausbeutung!
Menschen  mit  Migrationshintergrund  sind  aber  nicht  nur  bei  der
Bundeswehr die Personen, die gelockt und ausgenutzt werden sollen, wenn
Not  herrscht.  Leiharbeit  und  Lohndumping  haben  in  der  BRD  lange
Tradition. Die sowieso schlechte Wirtschaft sucht aktuell einen Ausweg in
der Kriegsproduktion. Mit rassistischen Vorstellungen und den Möglichkeiten
von Leiharbeit, kann der Lohn gedrückt werden und die Kapitalist:innen Geld
sparen.

Rassismus wird also nicht nur als Vorwand für Kriege verwendet und dient
der  Spaltung  der  Arbeiter:innenklasse  –  Betroffene  werden  zusätzlich  in
prekäre  Arbeitsverhältnisse  oder  in  Zukunft  vielleicht  sogar  in  die
Bundeswehr gedrängt, wo sie dann Kriegsgerät produzieren, welches „im
Namen  der  Demokratie“  oder  wie  es  eigentlich  heißen  sollte:  für  die
Interessen des imperialistischen Deutschlands deren Verwandte im Iran, in
Palästina oder in anderen Kriegen und Genoziden ermordet werden, oder sie
sollen gleich selbst an die Waffe und als Kanonenfutter dienen, aus Angst,
dass ihnen sonst  die  Abschiebung droht.  Gleichzeitig  sind Menschen mit



Migrationshintergrund besonders von den Kürzungen und vom Sozialabbau
betroffen  und  werden  öfter  in  prekäre  Lebenslagen  gedrängt  und  sind
zunehmend Polizeigewalt,  Rassismus und (Alltags-)Rassismus und rechter
Gewalt ausgesetzt.

Antirassistischer Kampf gegen Krieg!
Als Bewegung gegen die Wehrpflicht und die Militarisierung müssen wir den
Zusammenhang  zwischen  Militarisierung  und  Rassismus  verstehen  und
beides  als  einen gemeinsamen Kampf  kämpfen –  denn,  wie  wir  gesehen
haben: sie entspringen beide derselben Ursache – dem Kapitalismus und
dessen  Krise.  Es  ist  unsere  Pflicht,  Organisationen  von  PoC  und
Migrant:innen auf unseren Streiks eine Bühne zu bieten, aktiv einzubinden
und Kämpfe gegen Abschiebungen,  gegen Rassismus aktiv  und direkt  zu
unterstützen. Die Schulkomitees und Streikkomitees müssen Anlaufstellen
für  Rassismusbetroffene  sein,  wo  gemeinsam  diskutiert  wird,  wie  der
alltägliche Rassismus in Schule und Gesellschaft bekämpft wird. Sie müssen
ein Ort sein, an dem gemeinsam gegen Abschiebungen aus unseren Schulen
oder gegen rassistische und koloniale Vorstellungen aus den Lehrbüchern
gekämpft wird.
Antirassismus und der Kampf gegen das europäische Grenzregime darf auf
den  Schulstreiks  gegen  die  Wehrpflicht  nichts  Abstraktes  sein!  Er  ist
untrennbar mit dem Kampf gegen Militarisierung verbunden!

Wenn  wir  uns  selbst  ernst  nehmen  wollen  als  Bewegung  gegen  die
Wehrpflicht,  dann  müssen  wir  eine  internationalistische  Perspektive
einnehmen. Wir dürfen nicht in das Schweigen zu Gaza einstimmen, sondern
müssen deutlich und laut für ein freies Palästina und gegen die deutsche
Mittäter:innenschaft sein. Wir müssen die imperialistischen Ambitionen des
Westens als solche offenlegen und bekämpfen.

Wir fordern:

Für offene Grenzen und Staatsbürger:innenrechte für alle, dort wo sie leben!
Für  den Kampf  gegen alle  Abschiebungen,  Abschiebegefängnisse  und die
Abschottungspolitik der EU und Deutschlands!



Kampf der Wehrpflicht heißt Kampf der Aufrüstung! Kein Cent, kein Mensch
dem Militarismus, für die Abschaffung der Bundeswehr!
Keine Unterstützung Israels! Hands off Iran! Für nationale Selbstbestimmung
der unterdrückten Nationen! Für das Recht auf freie Meinungsäußerung zu
Gaza, Stopp der Sanktionen gegen Hüseyin Dogru!
Für  den  Aufbau  von  demokratischen  Selbstverteidigungsstrukturen  in
Stadtteilen, Betrieben und Schulen gegen die rassistischen Angriffe von Staat,
Polizei und Nazis!
Für  den  Aufbau  von  Antidiskriminierungsstellen  in  unseren  Schulen,  die
unabhängig  von  Schul le i tung  und  der  Schüler : innenschaft
rechenschaftspflichtig  sind!

Heraus  zum  Schulstreik  gegen
die  Wehrpflicht!  Wir  sterben
nicht für eure Neuaufteilung der
Welt!
von November 2025, 3 Minuten Lesezeit

Der Kapitalismus ist in der Krise. Die mächtigen Staaten weltweit kämpfen
gegeneinander, um Einfluss auf der Welt und ihre Macht zu behalten. Das
zeigt sich in Trumps Zollkriegen, dem Krieg in der Ukraine oder dem Genozid
in Palästina. Deutschland hat immer weniger Bedeutung auf der Weltbühne,
ob  ökonomisch  oder  politisch.  Vor  Angst,  bei  diesem  Kampf  um  die
Neuaufteilung  der  Welt  zu  verlieren,  setzen  Merz  und  Co.  auf
Militarisierung!

Dafür sollen ab dem 1. Januar alle 18-Jährigen zu ihrer Eignung zum Dienst
an der Waffe befragt werden. Menschen mit männlichem Geschlechtseintrag
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sogar  verpflichtend.  Deutschland  bereitet  sich  damit  auf  die
Wiedereinführung  der  Wehrpflicht  vor.  Schon  jetzt  können  wir  uns  vor
Werbung von der Bundeswehr gar nicht retten. Im Döner, im Bildschirm vom
Vertretungsplan, überall versuchen sie, uns zum Kriegsdienst zu bekommen.

Gleichzeitig  wird  mit  deutschen Waffen in  Palästina  ein  Genozid  verübt.
Während  sie  in  den  Schulen  versuchen  uns  zu  erklären,  warum  das
gerechtfertigt ist. Dabei testen sie dabei neue Waffensysteme und entwickeln
sie weiter. Ob im Kampf um die Ukraine, den Sudan oder beim Genozid in
Palästina: Der deutsche Imperialismus kämpft indirekt um eigenen Einfluss
in der Region, tauscht alte Waffen gegen neue aus und rüstet sich nach innen
und nach außen massiv auf.

Es  ist  klar,  dass  wir  uns  dem entgegenstellen  müssen.  Als  Jugendliche
können wir nur verlieren, wenn wir dabei mitmachen und uns auf die Seite
von Krieg und Genozid stellen. Wir bestreiken die Schule, um uns als Jugend
Gehör  zu  verschaffen  und  klar  zu  zeigen,  dass  wir  nicht  für  eure
Neuaufteilung  der  Welt  sterben  werden!

Wie können wir gewinnen?
Damit das Ganze ein Erfolg wird, müssen wir in den Schulen Streikkomitees
aufbauen und so die Bewegung in unseren Schulen verankern. So können
wir, indem wir gleichzeitig für Verbesserungen an unserer Schule kämpfen,
noch mehr Menschen auf dem Streik werden. Indem wir den Kampf gegen
die täglichen Probleme von uns und unseren Mitschüler:innen verbinden mit
einem Kampf für gesellschaftliche Veränderung.

Kommen dann Bundeswehr oder AfD an unsere Schulen,  sind wir  schon
organisiert und können sie gemeinsam rauswerfen. Vor Streiktagen sollten
wir  Vollversammlungen  organisieren,  wo  wir  Forderungen  gegen  die
Militarisierung,  den  Rechtsruck  und  Rassismus  als  gesamte
Schüler:innenschaft  abstimmen  können.  So  können  wir  noch  mehr
Mitschüler:innen  überzeugen  und  gemeinsam  zum  Streik  gehen.

Als  Schüler:innen  haben  wir  aber  nur  begrenzte  Wirkkraft.  Die



Arbeiter:innen haben direkte ökonomische Macht und wenn die Produktion
von Waffen,  die Verschiffung am Hafen oder die Räder der Eisenbahnen
stillstehen, müssen die Bosse und die Regierung handeln. Wir müssen den
Anfang machen, aber dürfen nicht stehenbleiben! Damit wir die Wehrpflicht
tatsächlich  verhindern,  müssen  wir  die  Gewerkschaften  und
Gewerkschaftsjugenden  dazu  bringen,  nicht  nur  zu  reden,  sondern  zu
unseren Streiks aufzurufen und selber zu streiken!

Wir fordern:

Kein Cent, kein Mensch dem Militarismus! Gegen die Wiedereinführung
der  Wehrpflicht!  Kampf  der  Aufrüstung!  Hunderte  Milliarden  für  unsere
Schulen statt in die Bundeswehr!

Freiheit für Palästina! Stoppt die Waffenlieferungen an Israel! Gegen die
politische  und  ideologische  Unterstützung  des  Zionismus  an  unseren
Schulen!  Wir  bestimmen,  was  wir  lernen  wollen!

Gegen die Bundeswehr an unseren Schulen! Wir bestimmen selbst, wer
an unsere Schulen darf!

Gewerkschaften zum Streiken bringen! GEW, ver.di, IG Metall und Co.
müssen sich unserem Kampf gegen den deutschen Militarismus anschließen –
gemeinsam mit den Arbeiter:innen können wir siegen!

Für  eine  starke  Streikbewegung:  Streikkomitees  an  jeder  Schule
aufbauen! Ein Schulstreik ist nicht genug, der Kampf muss weitergehen: auf
der Straße und in der Schule! So können wir nicht nur unsere Mobilisierung
stärken, sondern direkt für Verbesserungen vor Ort kämpfen!

I n f o r m a t i o n e n  z u  d e n  A k t i o n e n  f i n d e t  i h r  a u f
schulstreikgegenwehrpflicht.com  oder  auf  dem  Instagram-Account:
@schulstreikgegenwehrpflicht

https://schulstreikgegenwehrpflicht.com/


10 Gründe, warum wir den Tag
Merz  zum  Desastar  machen
müssen!
Von Lia Malinowski, März 2025 – 9 Minuten Lesezeit

Friedrich Merz wird Kanzler – so viel steht nach der Bundestagswahl letzten
Monat fest. Die Union ist mit fast 30% der Stimmen stärkste Kraft. Dahinter
kommt die AfD mit über 20% und die SPD mit 16%. Die CDU kann also mit
AfD und SPD koalieren, aktuell laufen schon Koalitionsgespräche zwischen
SPD und CDU. Zwar ist es nicht unmöglich, aber unwahrscheinlich, dass die
CDU  mit  der  AfD  koal ieren  wird,  denn  Gewerkschaften  und
Unternehmerverbände  wünschen  sich  beide  eine  kleine  GroKo  (Große
Koalition, SPD und CDU). Die Frage, die sich nun stellt: Was will Merz und
was will die zukünftige Kleine Koalition?

1. Merz will Reiche beschenken

Wenig überraschend will die Union die Unternehmenssteuer senken und den
Solidaritätszuschlag  streichen.  In  Zeiten  von  Haushaltskrisen,
Reallohnverlusten  und  Massenentlassungen  werden  Unternehmen  und
Reiche entlastet und sollen für die Krise ihres Systems nichts zahlen. Dafür
aber wir Arbeiter:innen und Jugendliche um so mehr.

2. Merz will das Bürgergeld abschaffen

Das Bürgergeld, welches gerademal das Existenzminimum sicherstellt, soll
abgeschafft  werden.  Stattdessen  soll  eine  „Grundsicherung  für
Arbeitsuchende“ ins Leben gerufen werden, die auf dem Prinzip „Fördern
und  Fordern“  beruhen  soll.  Das  geht  einher  mit  einer  härteren
Sanktionspolitik.  So  soll  beispielsweise  die  Ablehnung  von  „zumutbarer
Arbeit“  zu  vollständigem  Streichen  der  Leistungen  führen.  Zumutbar
bedeutet in dem Kontext aber, dass du für Mindestlohn mehrere Stunden
Hin- und Rückweg in Kauf nehmen musst. Wer also nicht nach 10 Stunden

https://onesolutionrevolution.de/10-gruende-warum-wir-den-tag-merz-zum-desastar-machen-muessen/
https://onesolutionrevolution.de/10-gruende-warum-wir-den-tag-merz-zum-desastar-machen-muessen/
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Arbeit  2  Stunden  nach  Hause  fahren  will,  um  danach  noch  Haus-  und
Carearbeit  sowie  genügend  Schlaf  hinbekommen  zu  müssen,  für  einen
Hungerlohn von gerademal  120€ Brutto,  soll  kein  Geld  mehr  vom Staat
bekommen und ist so komplett auf sich selbst gestellt. Der regelrechte Krieg
gegen Arbeitslose erscheint im Kontext der knapp 640.000 Stellen auf fast
3.000.000 Arbeitssuchende völlig absurd. Aber er hat einen Sinn: Ablenken,
Spalten und gefügig machen. Denn mit dieser Aussicht bei Jobverlust, sollen
die  Arbeitenden  immer  schlechtere  Arbeitsbedingungen  und  schlechtere
Löhne akzeptieren ohne sich dagegen zu wehren.

3. Merz will die Abschaffung vom 8-Stunden-Tag

Die  Union  und  die  SPD sind  sich  einig,  der  vor  100  Jahren  durch  die
Arbeiter:innenbewegung erkämpfte 8-Stunden Tag soll abgeschafft werden.
Stattdessen soll  eine  „Wochenhöchstarbeitszeit“  eingeführt  werden –  wie
hoch die sein soll wird nicht gesagt. Aktuell darf man nicht länger als 8
Stunden, höchstens 10 Stunden am Tag arbeiten. Nur in Außnahmefällen
(Feuerwehr, Rettungsdienst etc.) darf diese Grenze überschritten werden.
Das  wollen  die  sogenannten  Sozialdemokraten  auf  Wunsch  von  Merz
abschaffen.  Spätestens  an  diesem  Punkt  müssten  die  Gewerkschaften,
anstatt  sich für diese auszusprechen,  den erbitterten Kampf gegen diese
Regierung und ihre Politik führen!

4. Merz will rassistische Abschottung

Die rassistische Migrationspolitik soll noch rassistischer werden. Bisher war
das offizielle Ziel die Migrationssteuerung – jetzt soll das Ziel zusätzlich die
Begrenzung von Migration werden! SPD und Union sind sich einig,  dass
Zurückweisungen an den Außengrenzen vermehrt stattfinden sollen und den
Familiennachzug wollen sie ebenfalls aussetzen. Wer vor Kriegen flüchtet
soll wenn es nach der CDU geht keine Möglichkeit mehr haben, einfach nach
Deutschland zu kommen. Außerdem will er für Geflüchtete Unterstützung
nach dem Grundsatz „Bett, Brot und Seife“ – nur das Nötigste, um keine
Leichen  in  Deutschland  zu  erzeugen.  Die  so  erzeugten  schrecklichen
Lebensbedingungen,  werden niemanden helfen –  dass als  Lösung für die
Krise  dazustellen,  ist  die  ekelhafteste  Form  von  Ablenkungspolitik,  die



niemandem nützt, außer den Reichen und Konzernen!

5. Merz will Abschieben, Abschieben, Abschieben…

Darin  reiht  sich  der  nächste  Punkt  direkt  ein  –  Merz  will  eine
„Rückführungsoffensive“ oder wie Olaf Scholz es gesagt hätte „im großen
Stil  abschieben“.  Es  soll  der  verpflichtende  Rechtsbeistand  vor  einer
Abschiebung abgeschafft werden, wer also kein Geld für einen Anwalt hat,
kann  einfacher  abgeschoben  werden.  Außerdem  sol len  die
Abschiebehaftkapazitäten ausgebaut werden, also mehr Abschiebeknäste, in
denen die Menschen fast völlig entrechtet werden und nicht ohne Grund bei
vielen  massive  psychische  Probleme  und  Traumata  entstehen.  Die
Kapazitäten sollen aber nicht nur ausgebaut werden, natürlich will Merz mit
der  SPD  zusammen  auch  generell  mehr  Abschiebehäftlinge  haben.  Die
Bundespolizei  bekommt  mehr  Befugnisse  und  mehr  Menschen  sollen  in
Abschiebehaft  genommen  werden  können.  Außerdem  soll  die  Liste  von
„sicheren  Herkunftsländern“  erweitert  werden,  unter  Anderem  um
Afghanistan  und  Syrien.

6. Merz will die Staatsbürger:innenschaft aberkennen

Besonders wenn es um Palästinasolidarität geht wurde das schon mehrfach
diskutiert – jetzt wollen Merz und die SPD die Staatsbürger:innenschaft an
die  politische  Gesinnung  knüpfen.  Was  angeblich  nur  „Extremisten,
Terroristen  und  Antisemiten“  drohen  soll,  kann  faktisch  alle  treffen,  die
gegen den Genozid in Palästina kämpfen. Die Staatsbürger:innenschaft kann
aberkannt  werden,  wenn  jemand  eine  weitere  hat.  Das  wirkt  besonders
makaber  mit  dem  Hintergrund  der  Geschichte  Deutschlands,  mit  den
tausenden Rechtsextremen die Migrant:innen, Jüd:innen, Linke und Queere
Menschen angreifen und einem Hubert Aiwanger, der per Du mit Söder ist.
Es  geht  mal  wieder  nicht  um  Antisemitismus,  sondern  um  die
Kriminalisierung  von  Migrant:innen!

7. Merz will 500 Milliarden für Krieg

Merz steht für massive Aufrüstung. Am Dienstag den 18. März wurde ein
neues  Sondervermögen  für  die  Bundeswehr  aufgesetzt  –  durchgedrückt



durch den alten Bundestag statt mit den neuen Mehrheiten. 500 Milliarden
(eine Zahl mit 11 Nullen!!) gehen in die Kriegsproduktion, während Merz und
Co. an allen anderen Stellen sparen wollen. Die Summe, die ausschließlich
dem  Krieg  dient,  ist  sogar  50  Milliarden  Euro  höher  als  der  gesamte
Bundeshaushalt der BRD im Jahr! Angesichts der Wirtschaftskrise und dem
neu entbrandenden Kampf um die Neuaufteilung der Welt  sieht sich der
deutsche Imperialismus gezwungen, sich selbst Kriegstüchtig zu machen, um
doch noch ein Wort bei dem imperialistischen Spiel mitreden zu können.
Dabei haben wir als Jugend jedoch nichts zu gewinnen.

8. Merz will Unendliche Aufrüstung

Weil das 100 Mrd Sondervermögen und das neue 500 Mrd Sondervermögen
ja nicht ausreichen,  soll  die Rüstung außerdem von der Schuldenbremse
befreit werden. 1% des BIP in die Rüstung werden noch im Rahmen der
Schuldenbremse gerechnet, alles darüber hinaus darf einfach so ausgegeben
werden. Dadurch soll das Ziel von 2% – 3% des BIP für den Krieg langfristig
möglich gemacht werden, ohne die Wirtschaft dabei völlig lahmzulegen. Wo
sonst immer das Argument kommt, man wolle der Jugend nicht die ganzen
Schulden aufbürden, ist jetzt die Vaterlandsverteidigung gegen den „bösen
Russen“ wichtiger – allerdings auch nur da, für alles andere (besonders für
uns als Jugend!) bleibt weiterhin kein Geld.

9. Merz will Waffenlieferungen für Krieg und Genozid

„Wir  unterstützen  die  Ukraine  mit  diplomatischen,  finanziellen  und
humanitären Mitteln sowie mit Waffenlieferungen. Sie verteidigt auch unsere
Freiheit. Israel stehen wir bei seinem legitimen Kampf gegen den Terror zur
Seite.“ – zu den Worten des Wahlprogramms muss nicht viel gesagt werden.
Wenig überraschend soll das imperialistische Interesse Deutschlands und des
Westens  in  der  Ukraine  weiterhin  durchgesetzt  werden  und  auch  der
Genozid  gegen  die  Palästinenser:innen  soll  weiter  befeuert  werden.  Wir
müssen  uns  gegen  ihre  imperialistische  Politik  wehren  –  dass  unsere
Klassengeschwister durch deutsche Waffen sterben, kann nicht in unserem
Interesse sein.



10. Merz will Selbstbestimmung abschaffen

Merz will das Selbstbestimmungsgesetz wieder abschaffen, wenige Montate
nachdem es in Kraft  getreten ist  und nicht im Ansatz ausreicht.  Er lobt
Trump dafür, in den USA trans Menschen zu kriminalisieren. Der Typ, der
der Meinung ist, es gäbe innerhalb der Ehe keine Vergewaltigung, unterstellt
jetzt, dass das Selbstbestimmungsgesetz missbraucht wird, um Frauen zu
belästigen  –  und  vergisst  dabei,  dass  trans  Menschen  besonders  häufig
Belästigung und sexuellen Übergriffen ausgesetzt sind. Dass es ihm dabei
null  um  die  Rechte  von  Frauen  geht,  zeigt  sich  auch  daran,  dass  er
Abtreibungen weiterhin als Straftatbestand beibehalten will und dass er die
„traditionelle“ Familie stärken will – also jene Einheit der Gesellschaft, die
für die Unterdrückung der Frau verantwortlich ist!

All diese Punkte ergeben natürlich aus der Sicht eines Merz Sinn, sind sie
alle doch für den Kapitalismus in seiner aktuellen Krisenperiode notwendig,
um die Ausbeutung und Reproduktion der Arbeitskraft weiterhin am Laufen
zu halten und somit den deutschen Imperialismus zu stärken. Dabei sind
diese  10  Punkte  nur  ein  kleiner  Ausschnitt  seiner  durch  und  durch
reaktionären Politik,  die  uns  zu  erwarten  hat,  wenn wir  nichts  dagegen
unternehmen! Deswegen sagen wir:

Wir brauchen einen Schulstreik gegen Merz!

Für  uns  als  Jugend  ist  der  Schulstreik  das  stärkste  Mittel,  um unserer
Stimme kraft zu verleihen und Druck hinter unsere Forderungen zu stecken.
Deshalb ist die notwendige Antwort auf eine Merz-Regierung ein Schulstreik
an dem Tag, an dem Merz Kanzler wird! Um das zu erreichen, müssen wir an
unseren Schulen Aktionskomitees aufbauen und unsere Mitschüler:innen zu
dem Streik zu mobilisieren. Wir rufen dabei die Linksjugend und alle anderen
Kräfte  welche  sich  gegen  die  neue  Rechtsregierung  stellen  wollen  auf,
gemeinsam diesen Streik mit uns vorzubereiten!

Weil ein Schulstreik alleine aber nur eine begrenzte Wirkung hat, müssen wir
die Gewerkschaften des DGB und Linkspartei auffordern, mit uns zu kämpfen
– und eine Bewegung aus Massenaktionen und politischen Streik gegen die



Angriffe von Merz Regierung zu organisieren! Hier hat die Linksjugend die
Aufgabe, diese Auseinandersetzung mit ihrer Mutterpartei zu führen und den
versprochenen Kampf gegen Rechtsruck und Krise aktiv einzufordern.

In diesem Kampf müssen wir als Revolutionär:innen für einen Bruch mit dem
reformistischen Bewusstsein unserer Klasse kämpfen – dass die SPD nahezu
alle 10 Punkte mittragen will und die Linkspartei keine gescheite Antwort hat
wie der Widerstand gegen Merz, Rechtsruck und Krise organisiert werden
kann,  beweist  wie  dringend  notwendig  das  ist!  Nur  ein  revolutionäres
Programm wird unsere Interessen wirklich durchsetzen können.
Für  eine  Einheitsfront  aus  Schulstreiks,  Massenaktionen  und
politischen Streiks  gegen Merz,  den Rechtsruck und den sozialen
Kahlschlag!

Einer Bewegung gegen Rechtsruck, Krise und Merz schlagen wir folgende
Forderungen vor:

Alle Abschiebungen stoppen! Offene Grenzen und volle Staatsbürger:innenrechte
für alle, dort wo sie grade leben!
Kampf allen Angriffen auf Arbeits- oder Streikrecht! Statt der Abschaffung des 8-
Stunden Tags braucht es eine gleitende Arbeitszeitskala, um die Arbeitszeit zu
verkürzen und Arbeit zu verteilen, sowie Offenlegung aller Geschäftsunterlagen!
Kein Cent dem Militarismus! Stopp aller Waffenlieferungen an Ukraine und Israel,
500  Milliarden  für  Schulen,  Jugendclubs  und  Gesundheit  –  finanziert  durch
Besteuerung der Reichen und kontrolliert durch Ausschüsse der Arbeiter:innen,
der Jugend und der Gewerkschaften!
Selbstbestimmung  ausbauen  statt  bekämpfen!  Einfacher  und  unbürokratischer
Zugang zu Namensänderung, Hormonen und Abtreibungen! Abschaffung des §218!
Vergesellschaftung der Hausarbeit statt Stärkung der patriarchalen, traditionellen
Familie!



Wie  müssen  wir  Schüler:innen
gegen rechts organisieren?
von Flo Weitling, Februar 2025 – 8 Minuten Lesezeit

Abschottung  deutscher  Grenzen,  rassistische  Hetze,  AfD  auf  20%  –  die
Situation ist mehr als nur beschissen. Es ist klar, wir müssen was gegen den
Rechtsruck unternehmen. Das gute ist, ein wenig tut sich auch! Tausende
strömen auf die Straße ob in Riesa gegen den AfD-Bundesparteitag, vor der
CDU-Zentrale oder auf großen Plätzen im ganzen Land. Darunter sind auch
etliche Schüler:innen, alleine 100 waren Januar mit uns in Riesa bei den
Blockaden. Dazu gründen sich jetzt, nachdem sichStudisGegenRechts schon
an  allerhand  Unis  im  letzten  Jahr  aufgebaut  hat,  ebenfalls  einige
SchülisGegenRechts-Gruppen, so z.B. in Dresden, Heidelberg, Leipzig und
Regensburg.  Diese  Gruppen  wollen  über  Auftakttreffen  Schüler:innen
vernetzen und organisieren z.B. Demos oder beteiligen sich an Aktionen wie
den Blockaden in Riesa.

Wir  denken,  dass  ist  eine  enorm  wichtige  Entwicklung,  denn  wir  als
Schüler:innen, merken den Rechtsruck jeden Tag in unseren Schulen. Ob
Hakenkreuze  in  unsere  Tische  geritzt  sind,  gegen  die  niemand  was
unternimmt, Lehrer:innen sich immer offener trauen rassistisch zu sein und
wir oder unsere Mitschüler:innen Angst davor haben müssen abgeschoben zu
werden. Das wir uns als Schüler:innen gegen den Rechtsruck organisieren ist
also mehr als notwendig!

Gerade weil es jetzt so wichtig ist,  Widerstand gegen den Rechtsruck zu
leisten, müssen wir darüber sprechen, wie wir vorgehen können um dabei am
meisten  zu  erreichen!  Wir  wol len  mit  diesem  Art ikel  e inen
Diskussionsaufschlag machen, damit wir in gemeinsamer Debatte den Weg
finden wie wir eine kräftige Schüler:innenbewegung aufbauen können! Wir
laden  deshalb  alle  Schüler:innen  und  alle  Organisationen,  welche  diese
organisieren ein mit uns diese Debatte zu führen und gemeinsam den Kampf
voranzubringen!

https://onesolutionrevolution.de/wie-muessen-wir-schuelerinnen-gegen-rechts-organisieren/
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Kampf gegen Rechts in die Schulen tragen!
Dass die SchülisGegenRechts  mit  ihren Treffen einen Raum schaffen, wo
Schüler:innen sich zusammenfinden können um Aktionen zu planen und mit
andere Schüler:innen zu treffen, die auch was gegen Rechts machen wollen,
ist richtig, genauso wie auf Demos als Schüler:innen Präsenz zu zeigen und
sich den Faschist:innen z.B. am 15.2. in Dresden in den Weg zu stellen.
Jedoch denken wir, dass um eine starke Bewegung aufzubauen, der Kampf
auch in unsere Schulen getragen werden muss! Denn dort spüren wir die
Auswirkungen des Rechtsrucks jeden Tag. Vor allem jetzt vor den Wahlen,
wo wieder  Parteien  zu  Podiumsdiskussionen eingeladen werden,  und für
mehr Abschiebungen und Rassismus appellieren. Das sollten wir so nicht
hinnehmen!

Da  wir  eh  fast  jeden  Tag  gezwungen  sind  uns  in  den  Klassenzimmern,
zusammen mit unseren Mitschüler:innen aufzuhalten, bietet das den besten
Ort um andere Schüler:innen davon zu überzeugen gegen Rechts aktiv zu
werden.  Wenn  man  dann  noch  eine  SchülisGegenRechts-Gruppe  mit
regelmäßigen Treffen an der Schule aufbaut, gibt man den Leuten um sich
herum eine viel direktere Möglichkeit sich einzubringen. Dadurch kann man
direkt zwei Sachen erreichen a) gegen lokale Probleme vorgehen, wie z.B.
einen rassistischen Lehrer und b) man schafft eine Verankerung für eine
breite  Bewegung.  Wir  haben  bei  FridayForFuture  (FFF)  gesehen,  dass
obwohl  die  Bewegung  es  am  Anfang  geschafft  hat  Einfluss  auf  den
gesellschaftlichen  Diskurs  zu  nehmen,  sie  dadurch  dass  keine  lokalen
Gruppen  aufgebaut  wurden,  sie  über  die  Zeit  immer  schwächer  wurde.

Somit rufen wir SchülisGegenRechts auf, ihre Mitglieder zu ermutigen an
ihren Schulen aktiv zu werden und durch die Etablierung von Treffen vor Ort
die Bewegung zu stärken! Wenn ihr selbst an euer Schule aktiv werden wollt,
haben  wir  T ipps  zum  Aufbau  e iner  Schulgruppe  in  unserer
Schularbeitsbroschüre  aufgeschrieben,  die  euch  dabei  helfen  können!
(onesolutionrevolution.de/schularbeitsbroschure)

http://onesolutionrevolution.de/schularbeitsbroschure


Was sollten wir aufwerfen?
Neben der Frage in welcher Form wir uns gegen Rechts organisieren sollten,
müssen wir auch über die inhaltliche Stoßrichtung reden, mit der wir die
Rechten und Faschist:innen in die Knie zwingen wollen!

Dafür müssen wir verstehen, dass der Rechtsruck, seinen Ursprung in der
Krise  hat.  Wobei  es  die  politische  Linke  nicht  schafft,  die  notwendigen
Antworten auf  die  Auswirkungen dieser  Krise  zu geben oder  einen Weg
aufzuzeigen,  wie  diese  überwunden  werden  kann.  Dadurch  schaffen  es
Rechte  sich  vermehrt  als  Lösung  für  die  schlechte  Lage  der  Menschen
darzustellen,  in  dem sie  „einfache“ Antworten geben wer an ihrem Leid
Schuld  sei.  Doch  es  ist  nicht  die  arme  geflüchtete  Person  dafür
verantwortlich, dass man immer weniger Geld im Portemonnaie hat oder der
queere Mensch, dass die Länder nicht mehr genug Geld haben und gekürzt
werden muss. Der Verursacher für diese Krise ist nämlich dieses System, der
Kapitalismus was darauf ausgelegt ist die Reichen immer Reicher zu machen.
Es  ist  dieses  System,  welches  bewirkt,  dass  hunderte  Milliarden  in
Aufrüstung gesteckt werden, damit mit anderen Reichen um Einflusssphären
gekämpft werden kann. Während wir also, um ihren Reichtum zu sichern,
durch Sozialkürzungen, Lohnverlust und hohe Mieten immer weniger haben,
wird  durch Rassismus,  Queerfeindlichkeit  und Sexismus versucht  uns  zu
spalten, so das wir nicht gemeinsam gegen ihre Angriffe ankämpfen können.
Doch das dürfen wir nicht zulassen!

Wir müssen daher in unseren Kampf gegen Rechts, nicht nur bei moralischen
Appellen gegen die Menschenfeindlichkeit der Rassist:innen von AfD, Union
und Co. verbleiben. Wir müssen aktiv Forderungen gegen Rassismus und
Kürzungen aufwerfen. Dabei dürfen wir aber nicht stehen bleiben, denn um
wirklich die Rechten und ihren Aufstieg entgegenzuwirken, müssen wir aktiv
für soziale Verbesserung kämpfen. Für massive Investitionen in Bildung und
Soziales  finanziert  durch  die  reichen,  um  unsere  Schulen  zu  sanieren,
umsonst mit der Bahn fahren zu können und kostenloses Mittagessen zu
ermöglichen. Darüber hinaus müssen wir uns Selbst schützen, denn sonst
wird es keine:r tun. Das heißt an den Schulen für Antidiskriminierungstellen
einzutreten,  welche  durch  Schüler:innen  kontrolliert  werden  und



Selbstverteidigungkomitees gegen Angriffe von Faschist:innen auf der Straße
aufzubauen.

Umsetzung durch Streiks erkämpfen!
Doch wie können wir  als  Jugendliche unseren Forderungen eine Stimme
verschaffen? Wie können wir diese auch wirklich durchsetzen? Wir denken,
der  effektivste  Weg dafür  ist  der  Schulstreik!  Auch wenn das  nicht  das
einzige Mittel von uns sein kann um gegen Rechts anzukämpfen, hat nichts
so eine starke Wirkung wie der Boykott des Unterrichts und die gemeinsame
Streikdemonstration auf der Straße. Zuletzt hat uns FFF gezeigt, dass wenn
wir  das  machen,  sich  ordentlich  was  bewegt  und wir  uns  zumindestens
schonmal Gehör verschaffen.

Um  diese  Streiks  zu  organisieren,  müssen  wir  auf  unser  Recht  als
Schüler:innen  zurückkommen,  Vollversammlungen  an  Schulen  zu
organisieren. Damit können wir in der gesamten Schüler:innenschaft darüber
diskutieren,  wie  wir  gegen  die  Rechten  vorgehen  wollen  und  dann
gemeinsam auf die Straße gehen. Zur Organisierung von Vollversammlung
und Streik selbst, ist es eben super hilfreich lokale Gruppen an den Schulen
aufzubauen,  da  so  eine  Struktur  geschaffen  wird,  welche  das  Ganze
koordinieren  und  organisieren  kann.

Dabei können natürlich weiterhin eigene Demos organisiert oder auf andere
gegangen werden. Über diese lokalen Gruppen an den Schulen kann dann
gleich  die  Mobilisierung  stattfinden  und  wahrscheinlich  noch  mehr
Schüler:innen auf die Straße gebracht werden. Ein Beispiel dafür wäre der
bundesweite FFF-Streik zu den Wahlen am 14.2., auf denen man mit einem
eigenen Anti-Rechtsruck-Block die Organisierung von Schüler:innen gegen
Rechts voranbringen könnte.

Zusammenschließen –  lokal,  bundesweit  und
darüberhinaus!
Doch  natürlich  kann  sich  die  Arbeit  nicht  auf  den  Aufbau  vereinzelter
Schulgruppen  beschränken,  deswegen  ist  die  Struktur  von



SchülisGegenRechts auch eine sinnvolle und notwendige, um diese lokalen
Gruppen innerhalb einer Stadt, eines Bundeslands und deutschlandweit zu
koordinieren. Denn nur wenn diese Vernetzung besteht, kann die Bewegung
auch insgesamt vorangebracht werden.

Wir  wollen  euch  deshalb  dazu  aufrufen,  gemeinsam diese  Struktur  zum
Organisieren  von  Schüler:innen  aufzubauen.  Denn  wenn  wir  uns
zusammenschließen sind wir stärker und können an einem Strang ziehen um
eine  starke  Schüler:innenbewegung  gegen  die  Rechten  zu  schaffen.  Wir
rufen ebenfalls die Linksjugend [solid’],  Jusos, Gewerkschaftjugenden und
weitere linke Jugendorganisationen dazu auf sich am Aufbau einer solchen
Bewegung zu beteiligen und ihre Schüler:innen-Mitglieder in Aktivität an der
eigenen Schule zu bringen.

Denn  obwohl  wir  schauen  sollten  unsere  Bewegung  bestmöglich  zu
vergrößern, müssen wir uns auf die Kräfte orientieren, welche zumindestens
behaupten sich für die Arbeiter:innen einzusetzen und diese organisieren, da
wir um wirklich erfolgreich zu sein auch die Arbeiter:innen dafür gewinnen
müssen mit uns gegen Rechts zu streiken! Sich mit denen zusammenzutun,
die vom System profitieren, wird uns am Ende nur in eine Sackgasse führen,
denn sie sind es ja die uns erst in diese Lage gebracht haben. Wir haben
gesehen  wie  schnell  CDU  und  FDP  sich  von  Anti-Rechts-Protesten
zurückgezogen haben und immer rassistischere Forderungen aufstellen um
sich  der  AfD  anzubiedern.  Sie  werden  eine  konsequenten  Kampf  nur
verhindern  können,  da  die  notwendigen  Forderungen  nach  sozialer
Verbesserung  im  kompletten  Gegensatz  zu  ihren  Interessen  stehen.

Doch wenn wir uns so orientieren und gemeinsam diese Aufbauarbeit leisten,
können wir es schaffen bundesweit koordinierte Streiks der Schüler:innen
zur  organisieren.  Zusammen  mit  den  StudisGegenRechts  und  den
Arbeiter:innen  können wir  dann eine  Schlagkraft  entwickeln,  welche  die
Rechten effektiv angreift. Denn wir wissen: ohne uns läuft nichts mehr! So
erkämpfen wir unsere Forderungen und schlagen die Rechten zurück. Dabei
sollten wir zwar nicht auf die Student:innen und Arbeiter:innen warten bis
wir mit den streiken anfangen, sollten diese aber unbedingt dafür gewinnen
das gemeinsam anzugehen!



Perspektivisch  müssen  wir  uns  auch  mit  unseren  Geschwistern  über
Staatsgrenzen hinweg zusammentun, denn der Rechtsruck ist international.
Auch die Jugendlichen in Italien leiden unter Meloni oder in Österreich unter
Kickl. Überall werden die Rechten stärken, nur wenn wir sie an jeden Ort wo
sie aufkommen bekämpfen, können wir es schaffen zu siegen!

Doch um dahin zu kommen,  lasst  uns gemeinsam in Diskussion darüber
treten wie wir eine Schüler:innenbewegung gegen Rechts voranbringen und
Schüler:innen überall kraftvoll organisieren können. Schreibt uns an wenn
ihr dieses Ziel teilt und mit uns diskutieren oder aktiv werden wollt um die
Rechten und die Krise gemeinsam zurückzuschlagen!

Von Athen bis Berlin: Gerechte
Bildung muss erkämpft werden!
Von Jona Everdeen, Februar 2024

Seit  mehreren  Wochen  sind  jetzt  über  100  Universitäten  in  ganz
Griechenland  besetzt.  Jeden  Donnerstag  demonstrieren  zehntausende
Studierende  gegen  ein  neues  Gesetz  der  rechtskonservativ-neoliberalen
Regierung Mitsotakis, das vorsieht, künftig private Universitäten einzuführen
und somit die öffentliche Bildung massiv zu untergraben. Wir solidarisieren
uns mit  diesen Protesten und rufen auf,  eine europaweite Bewegung für
gerechte  Bildung und gegen die  Folgen der  neoliberalen  Politik  der  EU
aufzubauen!

Privatisierung als Folge neoliberaler Politik
Die  Privatisierung  der  Bildung  muss  als  weiterer  Teil  der  massiven
Privatisierungswelle  betrachtet  werden,  die  Griechenland  in  den  letzten
Jahren erlebte.  So wurden u.a.  schon Eisenbahn,  Energieversorgung und
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Immobilien  privatisiert.  Diese  radikale  neoliberale  Politik  wurde
Griechenland  in  Folge  der  Staatsschuldenkrise  aufgezwungen.  Mit
Maßnahmen, die als Wirtschaftskrieg bezeichnet werden können, zwang die
vom  kürzlich  verstorbenen  Wolfgang  Schäuble  angeführte  Troika  die
linksreformistische SYRIZA-Regierung dazu,  eine brutale Austeritätspolitik
zu akzeptieren. Hier taten die Reformist:innen wieder einmal, was sie am
besten können:  Die  Arbeiter:innenklasse  und Jugend verraten,  indem sie
entgegen der Referendumsentscheidung der Griech:innen vor dem Troika-
Terror  kapitulierten.  Mit  61,31  %  war  die  aufgezwungene  Sparpolitik
eigentlich  abgelehnt  worden,  doch  SYRIZA  versprach  viel,  täuschte  die
griechische Bevölkerung sogar hinsichtlich des desaströsen Zustandes des
Staates und machte letztendlich wenig. Die Folgen für Griechenland waren
fatal  und  prägen  das  Land  noch  immer  massiv:  Proletarische  und
kleinbürgerliche Massen verarmten, da Lohnkürzungen und der Abbau von
Arbeitsrechten erzwungen wurden. Die heutige rechte Regierung der Nea
Dimokratia hingegen privatisiert ganz von alleine munter vor sich hin, so wie
es eben jede bürgerlich-konservative Regierung tut.  Für die griechischen
Arbeiter:innen  und  Jugendlichen  sorgte  die  Austeritätspolitik  für  eine
massive Verschlechterung der Lebensbedingungen. Löhne sanken und Preise
für  Strom,  Miete  und  Lebensmittel  stiegen.  Die  massive  Krise  des
bürgerlichen  Staates  soll  also  auf  dem  Rücken  der  Armen  ausgetragen
werden. Auch für das katastrophale Zugunglück von Tembi 2023, bei dem 57
Menschen starben, ist die neoliberale Privatisierungspolitik verantwortlich,
da sie dafür sorgte, dass das Bahnsystem marode wurde. Die Ermöglichung
von Privatisierung im Bildungssektor ist nun der nächste Schritt in dieser
Reihe.  Die  Folgen für  Jugendliche  wären dabei  katastrophal.  So  würden
Investitionen in öffentliche Bildungseinrichtungen noch weiter zurückgehen
und es  würde eine riesige Kluft  entstehen zwischen denen,  die  sich die
Privatuni leisten können und denen, die mangels Geld gezwungen wären,
weiter eine öffentliche Uni zu besuchen. Langfristig öffnet das Gesetz sogar
die Möglichkeit dafür, dass höhere Bildung komplett privatisiert wird und
sich nur noch Leute mit viel Geld leisten könnten, überhaupt zu studieren.



Das Problem ist ein internationales!
Griechenland ist durch die Eurokrise eines der Länder, das besonders stark
von neoliberaler Austeritätspolitik, diktiert durch die EU, betroffen ist. Das
liegt  auch  daran,  dass  es  aufgrund  der  massiven  wirtschaftlichen
Abhängigkeit  in  einem  halbkolonialen  Verhältnis  zu  Deutschland  und
Frankreich steht. Doch alleine ist Griechenland mit dem Problem nicht. Im
Gegenteil, ganz Europa und große Teile der Welt sind mehr oder weniger
stark betroffen! Ob Deutschland oder Italien, Griechenland oder Österreich:
In quasi  jedem europäischen Land hat es,  von der EU massiv befördert,
zahlreiche  Privatisierungen  gegeben.  Von  Gebäuden  über  Infrastruktur,
öffentliche Dienstleistungen wie das Gesundheitssystem bis hin zur Bildung.
Die Angriffe auf Schüler:innen und Studierende nehmen dabei immer weiter
zu, sei es auf die direkte und spürbarste Art durch die Privatisierung, oder
aber  auch  etwas  indirekter  durch  Unterfinanzierung,  die  zu  maroden
Schulgebäuden und viel zu wenig Personal führt. Auch Preissteigerungen für
Mensaessen oder Lernmaterialien machen gute Bildung immer weiter  zu
einem  Privi leg  der  wenigen  bessergestel lten  Schichten  der
Arbeiter:innenklasse und des Kleinbürger:innentums und der Reichen selbst.
Dazu kann man zunehmende Repressionen gegen linkspolitische Meinungen
und Aktivitäten an den Schulen und Universitäten beobachten, wie z. B. bei
der  Unterdrückung  jeglicher  Palästina-Solidarität  in  Deutschland  oder
Italien.  Die  strukturelle  Krise  des  Kapitalismus zwingt  die  Staaten dazu,
einerseits  an  der  Bildung  zu  sparen,  andererseits  aber  auch  die
Schüler:innen  und  Studierenden  auf  die  verschärfte  Ausbeutung  am
zukünftigen  Arbeitsplatz  vorzubereiten  und  dabei  die  Linie  des  Staates
ideologisch zu festigen. Das ist zwar auch ein grundsätzliches Merkmal von
Bildung  im  Kapitalismus,  da  so  die  vorherrschenden  Ideen  reproduziert
werden, jedoch ist es in Krisenzeiten noch einmal massiver vonnöten, um
jeglichen Widerstand zu brechen. Uns ist dabei bewusst, dass Bildung im
Kapitalismus eben nie das Ziel hat, uns wirklich zu bilden und in unseren
Stärken zu fördern, sondern nur gehörige Arbeiter:innen zu schaffen, welche
sich ohne Aufschrei ausbeuten lassen sollen. Dass eine gerechte Bildung mit
neoliberaler Politik also nicht vereinbar ist, sollte allen klar sein.



Doch was braucht es stattdessen?
Neben einer kompletten Verstaatlichung der Bildung, also dem sofortigen
Stopp  aller  Bildungsprivatisierung  und  der  Verstaatlichung  aller  bereits
existierender  Privatschulen  und  Unis  sowie  der  Streichung  jeglicher
Gebühren  für  Bildung,  braucht  es  deshalb  auch  ein  komplett  neues
Bildungssystem. Eins, das von Lehrenden und Lernenden sowie Organen der
Arbeiter:innenklasse demokratisch geplant und verwaltet wird, anstatt dass
ein Bildungsministerium oder ein autoritärer Unisenat entscheidet, was und
wie  wir  zu  lernen  haben!  Dazu  braucht  es  auch  ein  Ende  des
Konkurrenzsystems unter den Lernenden, das sich vor allem in der Benotung
ausdrückt.  Kostenloses Mensaessen,  Unterrichtsmaterialien und Nachhilfe
sind  darüber  hinaus  nötig,  damit  wirklich  niemand  in  Schule  oder  Uni
aufgrund  fehlender  finanzieller  Mittel  benachteiligt  wird  und  die
Verdrängung ins Private nicht weiter patriarchale Strukturen fördert, welche
Mütter durch unentlohnte Hilfe bei den anfallenden Hausaufgaben und das
Schmieren von Pausenbroten zusätzlich ausbeuten! Zusammenfassend lässt
sich sagen: Wir wollen und brauchen eine Bildung, die uns nicht für den
Konkurrenzkampf des Kapitalismus und die harte Realität der Lohnarbeit im
Kapitalismus formt, sondern uns ermöglicht, nach unseren Interessen und
Fähigkeiten entsprechend weiterzubilden!

Für  eine  internationale  Jugendbewegung  in
Kampfeinheit mit den Arbeiter:innen!
Die Angriffe auf unsere Bildung und somit direkt auf uns als Jugendliche, als
Schüler:innen und Studierende, sind Ergebnis der kapitalistischen Krise und
des  Neoliberalismus.  Diese  Spielart  des  kapitalistischen  Regierens  ist
international vorherrschend und wird durch die EU und BRD befeuert, wenn
nicht gleich ihren Mitgliedern aufgezwungen. Er greift dabei nicht nur uns
an,  sondern  auch  und  ganz  besonders  die  Arbeiter:innen,  deren
Lebensbedingungen  in  Folge  von  Privatisierungen  und  anderen
Spaßmaßnahmen immer schlechter werden. Um die Krise zu überwinden, die
neoliberalen  Angriffe  zurückzuschlagen  und  eine  gerechte  Bildung  zu
erkämpfen, müssen wir darum eine Bewegung aufbauen, die sich neben uns



als Schüler:innen, Auszubildende und Studierende auch und gerade auf die
Arbeiter:innen und ihre Organisationen, die Gewerkschaften, stützt. Dafür
müssen wir in den Gewerkschaften gegen die Taktik der Sozialpartnerschaft,
des faulen Kompromisses mit Bossen und Regierung kämpfen. Wir müssen
die reformistischen Parteien, die ihre Basis in der Arbeiter:innenbewegung
haben, wie z. B. die Linkspartei in Deutschland oder SYRIZA in Griechenland,
dazu auffordern,  sich einer  Einheitsfront  gegen die  neoliberalen Angriffe
anzuschließen. Im gemeinsamen Kampf müssen wir dann aufzeigen, dass die
reformistischen  Führungen  sie  nicht  von  den  Auswirkungen  neoliberaler
Politik und der tagtäglichen Hölle des Kapitalismus befreien werden können.
Es reicht nicht, wenn dies nur in einem Land geschieht, besonders nicht
innerhalb der  EU.  Denn es  war die  EU,  angeführt  von Deutschland,  die
SYRIZA 2014 zur Kapitulation und Annahme der Troika-Diktate zwang. Das
wäre nicht möglich gewesen, wenn nicht nur in Griechenland, sondern auch
in Deutschland Generalstreiks stattgefunden hätten, die Schäuble aus dem
Amt gejagt und seine Austeritätspolitik auch in Deutschland beendet hätten!
Um  in  Zukunft  siegen  zu  können,  Privatisierungen,  Austerität  und
Kapitalismus  zu  beenden  und  eine  gerechte  Bildung  sowie  ein  besseres
Leben für uns alle zu erreichen, braucht es eine internationale Jugend- und
Arbeiter:innenbewegung  im  engem  Bündnis,  welche  geeint  dem  Kampf
gegen „unsere“ jeweiligen Staaten und die EU führen! Hier in Deutschland
als führende Macht in der EU gilt es sich besonders mit allen von deutscher
Politik  Betroffenen  zu  solidarisieren  und  sich  gegen  die  „eigenen“
Imperialisten  zu  stellen.  Nur  eine  europaweite  Massenbewegung  mit
revolutionärer  Führung  kann  die  Basis  dafür  sein,  das  kapitalistisch-
neoliberale  Europa  zu  Fall  zu  bringen  und  durch  die  vereinigten
sozialistischen  Staaten  von  Europa  zu  ersetzen!



Jugend  gegen  Abschiebungen!
Für  einen  bundesweiten
Schulstreik!

AfD raus aus unseren Schulen kicken!
Seit  mehreren  Wochen  gehen  Millionen  von  Leuten  auf  die  Straße.  Sie
demonstrieren gegen die AfD, gegen die rassistischen Pläne der AfD. Warum
müssen auch wir als Jugendliche uns an diesen Protesten beteiligen? Die
Pläne, die die AfD hat, sind auch für uns besonders scheiße, denn den Ort,
wo wir täglich hingezwungen werden, will sie uns zur Hölle machen.

Insgesamt  wollen  sie  eine  Schule  erschaffen,  die  kein  Raum  für
Schüler:innen ist, sondern die das Ziel hat, Arbeitskraft zu produzieren, egal
wie sehr wir darunter leiden. Es liegt also im Interesse jedes:r Schüler:in,
gegen die AfD aufzustehen. Der extreme Leistungsdruck, unter dem schon
jetzt  viele  Schüler:innen zerbrechen,  soll  noch weiter  verschärft  werden.
Zudem wollen sie Aufklärung verhindern, indem sie den ohnehin schon cis-
heteronormativen  und  unzureichenden  Sexualkundeunterricht  weiter
beschneiden wollen. Nicht zuletzt sollen wir in der Schule noch weniger über
die deutschen Verbrechen zur Kolonialzeit  und im Faschismus aufgeklärt
werden. Und die AfD setzt  sich dafür ein,  dass unsere Freund:innen auf
andere  Schulen  müssen,  wenn  sie  kein  perfektes  Deutsch  können  oder
Föderbedarf  haben.  Doch  wir  wollen  nicht  von  unseren  Freund:innen
getrennt lernen. Wir wollen lieber eine Schule, die es schafft, sich um alle
Schüler:innen zu kümmern.

Viele  unserer  Mitschüler:innen  will  die  AfD  aber  nicht  nur  auf  andere
Schulen schicken, sondern am liebsten gleich ganz aus Deutschland raus.
Laut der AfD ist der Islam kein Teil unserer Gesellschaft und hat hier auch
keinen Platz. Dies hat sich mit dem Ausbruch des Gazakrieges zusätzlich
verschär f t .  Dabe i  werden  Mus l im : innen  a l s  angeb l i che
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Terrorunterstützer:innen  unter  den  Generalverdacht  des  Antisemitismus
gestellt. So stellte die Berliner AfD einen Antrag im Senat, dass Berlin keine
palästinensischen  Geflüchteten  aufnehmen  solle,  da  diese  den
Antisemitismus  in  Deutschland  stärken  würden.  Dass  Gewalt  und  Hetze
gegen  Jüdinnen  und  Juden  in  Wirklichkeit  vor  allem  ein  Problem  ihrer
eigenen Wähler:innen ist, kehrt sie damit genüsslich unter den Tisch. Wir
sehen  also,  wie  unter  heuchlerischen  Vorwänden  unsere  migrantischen
Freund:innen einfach abgeschoben werden sollen oder gar nicht erst nach
Deutschland kommen dürfen.  Gegen diese Ungerechtigkeiten müssen wir
aktiv werden!

Für  eine  selbstverwaltete
Antidiskriminierungsstelle  an  unseren
Schulen!
Wenn Abschiebungen,  Vorurteile  gegen  Muslim:innen  und  Gewalt  gegen
Queers zum Normalzustand werden, heißt das, dass die gesamte Gesellschaft
nach  rechts  rückt.  Davon  sind  leider  auch  unsere  Schulen  nicht
ausgenommen.  Entgegen  der  Ideologie,  dass  Schulen  angeblich  ein
„neutraler Raum“ innerhalb der Gesellschaft seien, ist alles, was hier passiert
politisch: Mitschüler:innen werden innerhalb einer Woche zu Hause abgeholt
und abgeschoben. Mädchen wird abgesprochen, dass sie gut in Physik oder
Informatik sein können. Die Schule missachtet unsere sexuelle Identität und
nutzt  unsere  Deadnames.  Das  Tragen  von  Kufiyas  wird  verboten.
Mitschüler:innen  droppen  Nazisprüche  oder  das  N-Wort.  Auf  unsere
Depressionen,  Angststörungen  oder  neurodivergenten  Bedürfnisse  wird
keine  Rücksicht  genommen.  Diese  ganzen  Diskriminierungserfahrungen
tragen dazu bei, dass wir nicht richtig lernen können oder sogar von der
Teilhabe  am  schulischen  Alltag  ausgeschlossen  werden.  Häufig  bleiben
unsere  Hilferufe  ungehört  und  es  gibt  neben  ein  paar  Pseudo-
Vertrauenslehrer:innen kaum jemanden,  an den wir  uns wenden können.
Wenn uns dieser traurige Normalzustand ankotzt, wird es also Zeit, dass wir
selber aktiv werden.

Wir  fordern  deshalb  die  Bildung  einer  Beschwerdestelle  gegen



Diskriminierung  an  jeder  Schule.  Diese  muss  unabhängig  von  der
Schulleitung sein und gemeinsam von wähl- und abwählbaren Schüler:innen
und Lehrkräften kontrolliert werden. Dafür brauchen wir an jeder Schule
eine Art Antidiskriminierungs-Awarenessteam, das jederzeit ansprechbar ist
und in dem auch von Diskriminierung betroffene Menschen selbst dabei sind.
Es  muss  möglich  sein,  dort  auch  anonym  eine  Beschwerde  über
diskriminierendes Verhalten an der Schule einzureichen. Bei Appellen an die
Schulleitung darf  es nicht bleiben,  sondern die Antidiskriminierungsstelle
braucht auch eigene Befugnisse, um auch selbst gegen die Diskriminierung
aktiv  werden  zu  können.  Die  Antidiskriminierungsstelle  ist  also  keine
„Schule-ohne-Rassismus-AG“,  sondern  ein  Organ  der  kollektiven
Selbstverwaltung, das die autoritäre Herrschaftspraxis von Regierung und
Schulleitung aktiv in Frage stellt.  Um das zu erreichen, müssen wir alle
Möglichkeiten ausschöpfen, die wir an der Schule haben. Bewerbt ein erstes
offenes  Treffen,  an  dem  ihr  euch  über  Vorfälle  in  der  Vergangenheit
austauscht und diskutiert, wie die Antidiskriminierungsstelle genau aussehen
soll.  Stellt  Anträge  an  die  Schüler:innenvertretung  (SV)  und  beruft  eine
Vollversammlung ein, das steht euch laut Schulrecht zu. Denkt auch darüber
nach,  Plakate  in  der  Schule  aufzuhängen  und  eine  Kundgebung  oder
Kreativaktion zu starten, um auf euer Projekt aufmerksam zu machen. Wenn
ihr genügend Mitschüler:innen hinter eurem Ziel gesammelt habt, kann das
Thema Diskriminierung nicht mehr länger ignoriert werden. Kontaktiert uns,
wenn ihr Unterstützung dabei braucht!

D a b e i  m u s s  j e d o c h  a u c h  k l a r  s e i n ,  d a s s  e i n e  s o l c h e
Antidiskriminierungsstelle  nicht  ausreicht,  um  den  Rassismus  in  der
Gesellschaft und der Schule alleine zu bekämpfen. Diese Forderung muss
eingebettet sein in ein Aktionsprogramm gegen die AfD, welches zum einen
Antirassismus  stark  macht,  zum anderen aber  auch soziale  Forderungen
aufwirft, welche die Ursachen des aktuellen Rechtsrucks adressieren. Wir
fordern deshalb:

Keine  Abschiebungen  aus  unseren  Schulen!  Außerdem  gut
ausfinanzierte  Inklusion  statt  rassistische  Segregation  in
„Willkommens“-klassen!



Diskriminierungssensible Themen gehören in den Lehrplan: Ob nicht-
heteronormative  Beziehungsmodelle,  Religionsfreiheit  oder
Kolonialismus!  Für  demokratische  Kontrolle  über  einen
diskriminierungssensiblen  Lehrplan  durch  Schüler:innen  und
Lehrer:innen!
100 Milliarden in Bildung und Soziales, statt für die Bundeswehr! Wir
brauchen  kleinere  Klassen,  mehr  Personal  gegen  den
Lehrer:innenmangel  und  renovierte  Schulgebäude!

Jugend gegen Abschiebungen! Lasst uns einen
bundesweiten  Schulstreik  gegen  die  AfD
organisieren
Als Jugendliche müssen wir auf den Massenprotesten gegen die AfD präsent
sein. Aber wir müssen dort auch deutlich machen, dass wir zwar klar die AfD
ablehnen,  jedoch  auch  die  Ampelkoalition  und  ihre  rassistische
Abschiebungspolitik.  Die  perversen  „Remigrations“-Pläne  der  AfD  stellen
eine Gefahr dar, doch gefährlich ist bereits unser rassistischer Alltag, in dem
täglich  Menschen  abgeschoben  oder  auf  der  Straße  bepöbelt  oder
angegriffen werden. Die AfD hetzt,  aber die Ampel macht die passenden
Gesetze dazu. Mit ihrer Zustimmung zur GEAS-Reform der Festung Europa
haben die Grünen, die SPD und die FDP dafür gesorgt, dass das Asylrecht in
der EU faktisch abgeschafft wird. Eine Forderung, wie sie die AfD schon
lange aufgeworfen hat. So sollen Geflüchtete künftig an den europäischen
Außengrenzen besser abgefangen und in Gefängnissen außerhalb der EU
untergebracht  werden.  Ferner  wird  die  Liste  vermeintlich  „sicherer
Herkunftsstaaten“ erweitert, sodass das Ziel des Bundeskanzlers Olaf Scholz
„Wir  müssen  endlich  im  großen  Stil  abschieben“  (2023)  schnell  eine
schreckliche Realität werden wird. Und das ist sie schon heute, denn die Zahl
der Abschiebungen aus Deutschland hat sich im Jahr 2023 verdoppelt. Die
rassistische Abschiebepolitik der Bundesregierung ist umso zynischer, wenn
man sich vor Augen führt, dass Deutschland sowie andere EU-Staaten daran
schuld sind, dass Millionen Menschen fliehen müssen: durch Kolonialismus,
Ausbeutung,  Militärinterventionen,  die  Unterstützung  von  Diktatoren,



Waffenexporte  und  Umweltzerstörung.

Wir können nicht zulassen, dass vielen Jugendlichen das Recht zur Schule zu
gehen verwehrt wird oder sie aus unseren Klassen abgeschoben werden.
Zehntausende  Jugendliche  in  Deutschland  haben  keine  dauerhafte
Aufenthaltserlaubnis,  sondern  sind  lediglich  „geduldet“.  Duldung  heißt
„vorübergehende Aussetzung der Abschiebung“. Und wer soll sich eigentlich
auf  Mathe konzentrieren,  wenn total  unklar  ist,  ob die  Duldung nächste
Woche noch verlängert wird? Gemeinsam mit euch wollen wir deshalb einen
bundesweiten Schulstreik gegen Abschiebungen und AfD organisieren. Die
Schule bestreiken bedeutet, den Unterricht zu boykottieren und stattdessen
gemeinsam für ein politisches Ziel auf die Straße zu gehen. Ein Schulstreik
legt zwar nicht wie andere Streiks die Produktion oder das öffentliche Leben
lahm,  aber  er  ist  ein  Akt  des  politischen  Massenprotests  und  stört  den
„normalen“ Schulbetrieb. Und das ist auch wichtig und richtig, denn dieser
Alltag  aus  Diskriminierung,  kaputtgespartem  Schulsystem  und
Abschiebungen ist nicht normal! Ein Schulstreik gibt uns eine Stimme, indem
wir uns klar und deutlich gegen Abschiebungen und AfD positionieren, ohne
viel Angst haben zu müssen, von der Schule zu fliegen. Es gibt zwar kein
Recht auf Schulstreik, aber er ist auch nicht konkret verboten. Und so haben
schon viele große Schulstreiks in der Vergangenheit,  ob 2008 gegen die
Bildungskürzungen, ob 2016 gegen Rassismus, oder ab 2019 in Fridays for
Future gezeigt, dass wir durch unsere Streiks etwas erreichen können.

Klickt hier, um in unsere Telegram Gruppe zu kommen und werdet Teil der
bundesweiten  Vernetzung  für  einen  antirassistischen  bundesweiten
Schulstreik!

Wir  fordern  alle  Einzelpersonen,  Organisationen,  Bündnisse  und
Gewerkschaften,  die  die  AfD  und  die  Abschiebungspolitik  der  Ampel
ablehnen  dazu  auf,  sich  daran  zu  beteiligen.

Wenn wir genug Leute sind, werden wir eine Aktionskonferenz einberufen,
um dort  die  nächsten Schritte  für  den Schulstreik zu planen.  Bis  dahin:
organisiert  Aktionstreffen,  stel l t  Anträge  an  die  SV,  beruft
Vollversammlungen ein und schweigt nicht zu Rassismus und Abschiebungen

https://t.me/jugendgegenabschiebung


an unseren Schulen!

Rechte  Parolen  an  der  Schule:
Was  wir  als  Schüler_Innen
dagegen tun können
Von Sani Meier, September 2023, Revolution Zeitung September 2023

Hitlergrüße  auf  dem  Schulhof,  Nazi-Parolen  und  Beleidigungen  gegen
migrantisierte  Mitschüler_Innen.  All  das  ist  laut  den  Aussagen  von  zwei
Lehrkräften Alltag an einer  Schule  im brandenburgischen Buch.  Um auf
diese  und  weitere  rechtsextreme  Vorfälle  aufmerksam  zu  machen,
veröffentlichten sie diese im April in einem offenen Brief und hofften auf
Unterstützung im Kampf gegen rechte Gewalt an Schulen. Passiert ist das
Gegenteil: Kolleg_Innen grüßen sie nicht mehr, Sticker mit ihren Gesichtern
und der Aufschrift „Verpisst euch nach Berlin“ kleben im ganzen Ort, auf
Instagram  wird  zur  Jagd  auf  die  beiden  aufgerufen  und  das  Schulamt
verbietet ihnen, über interne Details der Schule zu sprechen. Letztendlich
haben sich die beiden Lehrkräfte an andere Schulen versetzen lassen.

Das Problem ist klar: Schüler_Innen äußern rechtsextreme Aussagen, doch
die  Schule  schaut  weg.  Wenn sich  einzelne  Lehrer_Innen dagegen stark
machen, werden sie alleine gelassen und müssen aus Angst sogar die Schule
verlassen. Kolleg_Innen befürchten, selbst angefeindet zu werden, die Schule
bangt um ihren Ruf und mit den Schüler_Innen, die sich dagegen stellen,
redet sowieso niemand. Dieses Muster ist kein reines Problem Brandenburgs,
sondern  zeigt  sich  in  ganz  Deutschland,  wie  aus  zahlreichen
Solidarisierungsschreiben  anderer  Lehrkräfte  aus  dem  Bundesgebiet
hervorgeht.

https://onesolutionrevolution.de/rechte-parolen-an-der-schule-was-wir-als-schueler_innen-dagegen-tun-koennen/
https://onesolutionrevolution.de/rechte-parolen-an-der-schule-was-wir-als-schueler_innen-dagegen-tun-koennen/
https://onesolutionrevolution.de/rechte-parolen-an-der-schule-was-wir-als-schueler_innen-dagegen-tun-koennen/


Rechtsruck & Jugendliche
So schockierend diese Vorfälle sind, so sind sie in Zeiten des internationalen
Rechtsrucks  doch  nicht  überraschend.  Während  die  AfD  ihr  absolutes
Umfragehoch erreicht, zum ersten Mal einen Landrat stellt und bürgerliche
Parteien wie die CDU einfach mit nach rechts gehen, um diese Wähler_Innen
zurück zu holen, schafft es die Ampelregierung nicht, ein Sozialprogramm
gegen die Auswirkungen der Krise auf den Weg zu bringen und beteiligt sich
an  menschenverachtenden  Asylrechtsreformen.  Diese  Entwicklungen  und
den Frust der betroffenen Menschen bekommen wir alle zu spüren, ob beim
Abendessen mit unseren Eltern, in den Medien oder auf dem Schulhof. Auch
wir Jugendliche schauen derzeit in eine eher düstere Zukunft: Wir sollen
unbezahlte Praktika und soziale Pflichtjahre leisten, wissen nicht ob wir uns
nach der Schule noch eine eigene Wohnung leisten können und sind schon
jetzt mit den verheerenden Konsequenzen des Klimawandels konfrontiert,
gegen den die  Regierung nichts  unternimmt.  Da es  darauf  aktuell  keine
stabile linke Antwort zu geben scheint, ist es also nicht verwunderlich, dass
die AfD und andere rechte Kräfte es schaffen,  mit  ihren verkürzten und
simpel  erscheinenden  Forderungen  auch  Jugendliche  abzuholen.  Das
Resultat  davon sehen wir  dann logischerweise  auch an  Schulen  als  den
Orten, an denen wir uns täglich aufhalten und sozial verankert sind.

Warum gerade an der Schule aktiv werden?
Und  gerade  deshalb  dürfen  wir  den  Rechten  nicht  unsere  Schulen
überlassen!  Wir  verbringen  mindestens  9-10  Jahre  unseres  Lebens  hier,
legen  Prüfungen  ab,  die  für  unser  weiteres  Leben  entscheidend  sind,
sammeln  Erfahrungen,  lernen  und treffen  unsere  Freund_Innen.  Deshalb
muss die Schule ein Ort sein, an dem alle Schüler_Innen sicher sind und
diskriminierende Aussagen nicht toleriert werden. Doch wie können wir das
erreichen? Erst  einmal  ist  es  wichtig,  dass wir  uns nicht  mehr erzählen
lassen, die Schule sei ein unpolitischer Ort. Dieses Argument wird vor allem
seit den Fridays For Future-Streiks gerne benutzt, um politischen Aktivismus
an  der  Schule  zu  verhindern.  Tatsächlich  ist  aber  so  ziemlich  alles  an
unseren Schulen politisch, von den Inhalten, die wir lernen, über die Größe



unserer Klassen, bis hin zur Frage des Streikrechts von Schüler_Innen. Und
eine  Sache  haben  all  diese  Fragen  gemeinsam:  Wir  haben  dabei  nicht
mitzureden. Um uns optimal auf unsere Ausbeutung auf dem kapitalistischen
Arbeitsmarkt vorzubereiten, sollen wir möglichst brav und folgsam sein, der
Prüfungsstress gewöhnt uns schonmal an den Leistungsdruck im Beruf, wir
hinterfragen  die  Anweisungen  unserer  Lehrer_Innen  nicht  und  haben
meistens keine Ahnung, wie wir daran etwas ändern können. Quasi perfekte
Arbeitskräfte. Die Schule stützt damit also die herrschenden Verhältnisse,
denn wenn ich mich neutral verhalte, akzeptiere ich die Welt so, wie sie
aktuell ist. Schlimmer noch: Ich überlasse denen das Feld, die nicht neutral
sind – aktuell  also der AfD und anderen rechten Kräften.  Deshalb ist  es
wichtig,  dass wir politische Räume in der Schule schaffen,  in denen wir
gegen Diskriminierung und für unsere Mitbestimmung kämpfen. Sowas kann
zum Beispiel  in Form von Schüler_Innenkomitees erreicht werden. Damit
könnt  ihr  eine  erste  Anlaufstelle  für  eure  Mitschüler_Innen  sein,  die
diskriminierendes Verhalten erlebt oder beobachtet haben. In Ergänzung zu
den Schüler_Innenvertretungen seid ihr hier unabhängig und habt die volle
Freiheit über die Aktionen, die ihr organisieren wollt. Alle Mitglieder der
Komitees können also demokratisch entscheiden, was als nächstes zu tun ist:
Infoflyer,  Diskussionsveranstaltungen,  Kunstaktionen,  Kundgebungen  oder
Besetzungen sind nur einige Beispiele. Um an eurer Schule möglichst viele
Mitschüler_Innen auf Probleme aufmerksam zu machen, habt ihr das Recht,
gemeinsam mit eurer SV eine Vollversammlung einzuberufen. Hierfür muss
der  Unterricht  unterbrochen  werden  und  allen  Schüler_Innen  muss  es
ermöglicht werden, an dieser teilzunehmen. Fordert auch eure Freund_Innen
an anderen Schulen auf, eurem Beispiel zu folgen, um euch zu vernetzen und
schulübergreifende Aktionen zu organisieren.

Schüler_Innen  und  Lehrer_Innen  gemeinsam
in die Offensive!
Unter Rassismus, Sexismus und fehlender Mitbestimmung leiden aber nicht
nur  wir  Schüler_Innen,  sondern,  wie  wir  gesehen  haben,  auch  unsere
Lehrkräfte. Deshalb müssen wir sie in unsere Aktionen miteinbeziehen und
uns mit ihnen solidarisieren, wenn sie auf Missstände aufmerksam machen.



Gemeinsam müssen wir die Kontrolle über die Lehrpläne einfordern, um über
die Fragen zu sprechen, die uns wichtig sind, bevor es die Rechten tun. Wir
müssen im Politikunterricht über kapitalistische Ausbeutung, Imperialismus,
Kolonialismus und das Massensterben im Mittelmeer sprechen, um nicht auf
die  menschenverachtende  Hetze  gegen Geflüchtete  hereinzufallen.  Unser
Geschichtsunterricht muss aufzeigen, warum eine Auseinandersetzung mit
der  Shoa  auch  heute  noch  relevant  ist  und  der  Biologieunterricht  muss
zeitgemäß und an unserer Lebensrealität orientiert sein. Um all diese Dinge
behandeln  und  lernen  zu  können,  braucht  es  Zeit  zum Diskutieren  und
Fragen stellen und deshalb auch kleinere Klassen, in denen jede_r Schüler_In
den Raum dazu hat. Kleinere Klassen bedeuten mehr Lehrkräfte und mehr
Geld für Schulen. Für die Interessen unserer Lehrer_Innen einstehen, heißt
also letztendlich auch, für unsere Interessen als Schüler_Innen einzustehen.
Wir müssen den Kampf im öffentlichen Dienst  –  also Streikaktionen und
Demos – mit Schüler_Innenkontingenten unterstützen, um eine massenhafte
und kämpferische Bildungsbewegung aufzubauen.
Wir müssen Vernetzungs-  und Aktionsstrukturen mit  den Gewerkschaften
und  anderen  gesellschaftlichen  Gruppen  (bsp.  Arbeitsloseninitiativen,
Migrant_Innenorganisationen,  Sozialforen,  Antifa-Gruppen  usw.)  und
antirassistischen  Bewegungen  auf  der  Straße  aufbauen.  Die
Schüler_Innenbewegung  kann  nur  im  gemeinsamen  Kampf  mit  anderen
Unterdrückten  erfolgreich  sein  gegen  Rassismus,  Sexismus  und
Kapitalismus.


